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Einführung

Die hier vorliegende Dokumentation illustriert chronologisch 
den Verlauf der Aktionswoche „Kommunen in Not“ der Lan-
desgruppe Sachsen, DIE LINKE im Bundestag vom 31. Mai 
2010 bis 4. Juni 2010 und der gleichnamigen Aktionskonfe-
renz des Kommunalpolitischen Forums Sachsen am 5. Juni 
2010. Sie finden hier thematische Artikel unserer AkteurIn-
nen und Materialien aus der Kampagne sowie zahlreiche Bil-
der und Veröffentlichungen der Presse.

Viele weitere Informationen, Bilder und auch Audioaufnah-
men finden sich auf der Website des DIE LINKE, Landesver-
bandes Sachsen.

Anfang Mai 2010 startete der DIE LINKE Sachsen die Kam-
pagne „Kommunen in Not! - genüg gekürzt“. Die sächsischen 
Bundestagsabgeordneten der LINKEN beteiligten sich mit 
ihrer Landesgruppe mit einer Aktionswoche am Kampagn-
enthema. Vor Ort kamen die Bundestagsabgeordneten mit 
Verbänden und Vereinen sowie mit Betroffenen der Kürzungs-
politik ins Gespräch. Mit einem eigenen Informationspapier 
zur Finanznot der Kommunen und dem Kampagnenmaterial 
des Landesverbandes, informierten sie Bürgerinnen und Bür-
ger. Auch Landes- und KommunalpolitikerInnen der LINKEN 
beteiligten sich daran. Mehr als dreißig Einzelaktionen wur-
den in elf sächsischen Kommunen geplant und durchgeführt. 
Mit über zwanzig Presseartikel konntedas Thema verstärkt in 
der Öffentlichkeit platziert werden.

Die Aktionswoche schlug bewusst die thematische Brücke 
zur Aktionskonferenz „Kommunen in Not“ des Kommunalpoli-
tischen Forum Sachsen am 5. Juni 2010. Diese verfolgte das 
Ziel, Ideen und Anregungen für vielfältige Aktionsweisen und 
Widerstandsformen zusammenzutragen.

    

KOMMUNEN 

 IN NOT!

Warum sind Kommunen 
in finanzieller Not?
Sächsische Landkreise, Städte und 
Gemeinden müssen in den nächsten 
Jahren einen dramatischen Einbruch ihrer Einnahmen verkraften – bis 2012 sind 
seitens des Freistaates Kürzungen von 
über einer Milliarde Euro gegen über 2009 vorgesehen. Damit gibt er die Lasten der 
Finanz krise und seine Verantwortung 
an die Kommunen weiter, obwohl er 
durch Fehlspekulationen der Landesbank 
Sachsen Mitverursacher der Krise ist. 
Im Gegenzug wachsen die Aufgaben 
der Kommunen und damit deren 
finanziellen Belastungen. Auch hier 
vor Ort muss schon in diesem Jahr mit 
enormen Verlusten an Steuer einnahmen 
gerechnet werden, da die Steuerpolitik 
der Bundesregierung nur für einen 
kleinen wohlhabenden Teil der Bevölke-
rung nutzbringend ist, nicht jedoch für 
die Gemeinden und deren eh schon 
leere Kassen. 
Diese verfehlte Politik, ausgetragen 
auf dem Rücken der Kommunen, 
lehnen wir ab!

Kommunen am Rande 
der Handlungsunfähigkeit
Der Druck in den Kommunen durch 
sinkende Einnahmen und steigende 
Ausgaben ist so groß wie noch nie. Auf 
den Kürzungslisten der Ver waltungen 
stehen daher zum großen Teil freiwillige 
Ausgaben im Sozial- und Kulturbereich. 
Wir werden nicht tatenlos zuschauen, 
wie Bibliotheken, Bäder, Theater, Jugend-
treffs, Einrichtungen der frühkindlichen 
Erziehung sowie der mobilen Jugendar-
beit, Projekte gegen Rechts und vieles 
mehr aus Sachzwängen heraus totge-
kürzt werden! 
Wir kämpfen auch hier vor Ort gegen 
Einschränkungen des Leistungsange-
botes für die Bürgerinnen und Bürger. 
Alle Streichungen und Kürzungen, 
die jetzt und in den folgenden Jahren 
aufgrund von Sachzwängen und aus 

Finanznöten heraus erfolgen, sind 
auf lange Sicht nicht zu heilen und 
schaden dem Gemeinwohl!

Freistaat in der Pflicht
Die diesjährigen Einschnitte sind 
erst der Anfang, wenn der Freistaat 
Sachsen nicht grundlegend handelt.
Der Freistaat ist gesetzlich verpflichtet, 
die Aufgabenerfüllung der Kommunen 
auch finanziell sicherzustellen. Damit ist 
nicht nur die Erfüllung von sogenannten 
Pflichtaufgaben gemeint, sondern die 
Sicherstellung eines breiten kulturellen, 
sozialen und infrastrukturellen Angebotes 
für alle Einwohnerinnen und Einwohner. 
Die Menschen Sachsens leben vor Ort 
in den Kommunen, wo politischer Gestal-
tungsspielraum sichergestellt wird und 
Einflussnahme der Bürgerinnen und 
Bürger weiterhin bzw. vermehrt eine 
Rolle spielen müssen.
Für DIE LINKE steht die finanzielle 
Stabilität der Städte und Gemeinden 
deshalb an vorderster Stelle. 

DIE LINKE fordert unter anderem: 
n die bedingungslose Auszahlung 
der kommunalen Finanzmittel 
durch das Land, 
n den Ausgleich der durch 
Bundes gesetzgebung verursachten 
kommunalen Mindereinnahmen und 
n zusätzliche Mittel für 
Investitionen durch eine 
kommunale Investitionspauschale.
Wir fordern einen Schutzschirm 
für die Sächsischen Kommunen!
Für Fragen und Anregungen steht 
Sebastian Scheel, Finanzexperte und 
stellvertretender Landesvorsitzender 
der LINKEN Sachsen zur Verfügung.

DIE LINKE. Sachsen 
Großenhainer Straße 101, 01127 Dresden 
Telefon: 0351- 85 32 70 
kontakt@dielinke-sachsen.de 
V.i.S.d.P. : Antje Feiks

 Michael Leutert 
Sprecher Landesgruppe Sachsen, 
DIE LINKE im Bundestag 

 Dr. Axel Troost
Finanzpolitischer Sprecher, 
DIE LINKE im Bundestag
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Montag, 31.05.2010

Leipzig, MdB Dr. Barbara Höll
 Perspektivenwechsel – Zahlreiche Sozialeinrichtun-
gen in Sachsen sind derzeit von Kürzungen betroffen. 
Vor diesem Hintergrund arbeitete die Bundestagsabge-
ordnete Dr. Barbara Höll einen Tag lang in der „Leipziger 
Oase“, einer Einrichtung für wohnungslose Menschen 
des Caritasverband Leipzig e.V.

Dresden, MdB Katja Kipping, MdB Michael Leutert, 
MdL Sebastian Scheel
 Pressefrühstück mit Katja Kipping, Michael Leutert 
und Sebastian Scheel zum Auftakt der Aktionswoche 
der Landesgruppe Sachsen „Kommunen in Not“ im 
Sächsischen Landtag (Moderation Marcel Braumann)
 Im Anschluss fand ein Gespräch mit dem stellv. Ge-
schäftsführer des Sächsischen Städte- und Gemeinde-
tages Sachsen, Ralf Leimkühler im Sächsischen Land-
tag statt.
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Dienstag, 01.06.2010
Hoyerswerda, MdB Caren Lay, MdL Marion Junge
 Infostand zum Thema „Kommunen in Not“ 
auf dem Lausitzer Platz mit MdB Caren Lay, 
Bundesgeschäftsführerin der Partei DIE LINKE und 
MdL Marion Junge,

Görlitz, MdB Dr. Ilja Seifert, Stadt- und Kreisräte
 Bürgerfrühstück zum Thema „Kommunen in Not“ 
mit MdB Dr. Ilja Seifert, Stadt- und Kreisräten.

Mittweida, MdL Falk Neubert
 Infostand „Kommunen in Not!“ auf dem Markt in 
Mittweida, MdL Büro Falk Neubert

Zwickau, MdL Sebastian Scheel, Stadtrat Thomas 
Koutzky, weitere Stadträte, Büro MdB Sabine Zim-
mermann
 2 Infostände zum Thema „Kommunen in Not“ mit 
dem Vorsitzenden der Linksfraktion im Zwickauer 
Stadtrat, Thomas Koutzky und dem MdB-Wahlkreisbü-
ro Sabine Zimmermann.

Torgau, MdB Dr. Axel Troost, MdL Thomas Kind
 Gespräch des MdB Dr. Axel Troost sowie der MdL 
Sachsen Thomas Kind und Michael Friedrich mit dem 
Dezernenten der Finanzverwaltung des Landkreises 
Nordsachsen und dem 2. Beigeordneter Herr Kai Ema-
nuel zur Finanznot der Kommunen und Landkreise
 Infostand „Kommunen in Not“.
 Gespräch zwischen MdB Dr. Axel Troost und dem 
DRK Vorstand Torgau in der Geschäftsstelle des DRK 
zur „Finanznot im Bereich der kommunalen Aufgaben“

Dresden, MdB Katja Kipping, Uli Reinsch
 Aktionstermin vor dem Dresdner Rathaus, MdB Kat-
ja Kipping und Uli Reinsch als bettelnde Musikanten in 
Sachen Kommunalfinanzen
 Treffen von MdB Katja Kipping mit dem Vorsitzen-
den der LIGA der Spitzenverbände der freien Wohl-
fahrtspflege Sachsen e.V., Christian Stolte im Hause 
der Diakonie in Dresden.

Chemnitz, MdB Michael Leutert, Hubert Gintschel
 Pressegespräch zur Finanzlage der Stadt Chemnitz 
mit MdB Michael Leutert und Hubert Gintschel, Vorsit-
zenden der Stadtratsfraktion
 Interaktiver „Info- und Meinungskubus“ / zentra-
ler Infostand des MdB-Büro Michael Leutert und der 
Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Chemnitz zum Thema 
„Kommunen in Not“ auf dem Marktplatz, Flyer-Verteil-
Aktionen im Stadtgebiet sowie dezentrale Infostände 
der Ortsverbände
 MdB Michael Leutert vor Ort unterwegs beim 
Chemnitzer Netzwerk für Kultur- und Jugendarbeit – 
Gesprächsrunde zur Situation der Kultur- und Jugend-
arbeit in Chemnitz in Zeiten von starken finanziellen 
Einschnitten in der Förderung

Leipzig, MdB Dr. Barbara Höll, MdL Volker Külow, 
MdL Dr. Dietmar Pellmann, MdL Cornelia Falken
 Gesprächsrunden im Halbstundentakt zum Thema 
„Kommunen in Not!“ sowie eine Luftballonaktion - 
hunderte Luftballons gen Berlin und Dresden sollten 
aufsteigen und die Forderungen der Leipzigerinnen 
und Leipziger mit sich tragen.
(Wetterbedingt leider ausgefallen)

Seite 5

Kommunen in not!



Chemnitz, Büro MdB Michael Leutert, Fraktion DIE 
LINKE im Stadtrat Chemnitz
 Interaktiver „Info- und Meinungskubus“ / zentraler 
Infostand des MdB-Büro Michael Leutert und der Frak-
tion DIE LINKE im Stadtrat Chemnitz zum Thema „Kom-
munen in Not“ auf dem Marktplatz
 Flyer-Verteil-Aktionen im Stadtgebiet
 Dezentrale Infostände der Ortsverbände

Bautzen
 Infostand zum Thema „Kommunen in Not“

Kamenz, MdB Dr. Ilja Seifert, MdL Marion Junge, 
KommunalpolitikerInnen
 Infostand zum Thema „Kommunen in Not“

Görlitz, MdB Dr. Ilja Seifert, KommunalpolitikerIn-
nen
 Aktion „Wir gehen baden“ im Neisse-Bad Görlitz
 Gesprächsrunde mit Kindern und Jugendlichen zum 
Thema „Eure Stadt“

Leipzig, MdB Dr. Axel Troost
 Diskussionsveranstaltung zum Thema „Kommunen 
in Not“ zwischen MdB Dr. Axel Troost, Finanzpolitischer 
Sprecher der Fraktion DIE LINKE im Bundestag und 
Torsten Bonew (CDU) Finanzbürgermeister der Stadt 
Leipzig, Veranstalter attac Leipzig und April-Netzwerk,

Hoyerswerda, Büro MdB Caren Lay
 Bürgergespräch und Infostand zum Thema „Kommu-
nen in Not“

Donnerstag, 03.06.2010

Mittwoch, Büro MdB Michael Leutert, Fraktion DIE 
LINKE im Stadtrat Chemnitz
 Interaktiver „Info- und Meinungskubus“ / zentraler 
Infostand des MdB-Büro Michael Leutert und der Frak-
tion DIE LINKE im Stadtrat Chemnitz zum Thema „Kom-
munen in Not“ auf dem Marktplatz
 Flyer-Verteil-Aktionen im Stadtgebiet
 Zezentrale Infostände der Ortsverbände 

Hoyerswerda, MdB-Büro Caren Lay
 Bürgergespräch und Infostand zum Thema „Kommu-
nen in Not“

Mittwoch, 02.06.2010
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Chemnitz, Büro MdB Michael Leutert, Fraktion 
DIE LINKE im Stadtrat Chemnitz
 Interaktiver „Info- und Meinungskubus“ / zentra-
ler Infostand des MdB-Büro Michael Leutert und der 
Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Chemnitz zum Thema 
„Kommunen in Not“ auf dem Marktplatz
 Flyer-Verteil-Aktionen im Stadtgebiet
 Dezentrale Infostände der Ortsverbände

Radeburg, MdL Marion Junge, Kommunalpoliti-
kerInnen
 Infostand zum Thema „Kommunen in Not“

Westsachsen, MdB Dr. Axel Troost
 MdB Dr. Axel Troost besuchte die Lebenshilfe 
Grimma e.V. in Naunhof
 Mdb Dr. Axel Troost: Pressegespräch mit der Bür-

germeisterin der Stadt Trebsen. Die Stadt hatte zuvor 
einstimmig eine Resolution zur besseren Finanzaus-
stattung der Kommunen im Stadtrat beschlossen.
 MdB Dr. Axel Troost traf sich mit Vertretern des 
Jugendparlaments in Borna

Laußig (Nordsachsen), MdB Dr. Axel Troost
 MdB Dr. Axel Troost in der Bürgerdiskussion zum 
Thema „Finanznot der Kommunen“ gemeinsam mit 
Bürgermeister Lothar Schneider und Gemeinderäten 
der Gemeinde Laußig

Leipzig, MdB Barbara Höll
 Informationsstand im Rahmen der Aktionswoche 
der Landesgruppe Sachsen „Kommunen in Not!“ im 
Wohngebiet Leipzig-Paunsdorf.

Freitag, 04.06.2010
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Samstag, 05.06.2010 - Aktionskonferenz

Aktionskoferenz Kommunen in Not

Die finanzielle Aushölung der kommunalen Selbstverwal-
tung erfordet einen breiten und gemeinsamen öffentlichen 
Widerstand. Ziel der Veranstaltung war, Ideen für Protest-
aktionen zu sammeln und ein gemeinsames Vorgehen in 
Bezug auf Forderungskataloge, Anträge und Pressearbeit 
zu vereinbaren.

Die Veranstaltung fand im Volkshaus Dresden statt.
Programm:

10:00 - 10:00 Uhr: Eröffnung
 Dr. Michael Friedrich, Vorsitzender des Kommunalpoliti-
schen Forums Sachsen e.V.

10:10-10:40 Uhr: Impulsreferate
 Kampf der Reformmodelle - Chancen und Risiken der 
Gemeindefinanzkommission
MdB Dr. Axel Troost, Finanzpolitischer Sprecher der Frak-
tion DIE LINKE im Deutschen Bundestag
 Kampf um die kommunale Finanzbasis - Einnahmeein-
bruch nach der Mai-Steuerschätzung abfedern
MdL Sebastian Scheel, Sprecher für Haushalt und Finan-
zen der Fraktion DIE LINKE im sächsischen Landtag

10:40 - 12:30 Uhr: Diskussionsforum: Praktische Fol-
gen der Krise und deren Bewältigung
Maria Ganglow, Bürgermeistern von Böhlen
Simone Luedtke, Oberbürgermeistern von Borna
Miko Runkel, Bürgermeister für Recht und Ordnung in 
Chemnitz
Thomas Weikert, Bürgermeister von Lugau

13:00 - 13:40 Uhr: Widerstand organisieren, aber wie?
 Mike Nagler, Bürgerinitiative „Stoppt den Ausverkauf 
unserer Stadt!“ Leipzig
 Peter Rosenbaum, Bürgerinitiative für den Erhalt öffent-
lichen Eigentums (BÖE Braunschweig)

13:40 - 14:30 Uhr: Öffentlichkeitsarbeit in Krisenzei-
ten
 Reiner Strutz, Agentur TRIALON
 Rico Schubert, Pressesprecher des Landesverbandes 
DIE LINKE. Sachsen

14:30 - 15:30 Uhr Abschlusspodium - Widerstand und 
Öffentlichkeitsarbeit
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Kommunen in Not!

Erschienen in Sachsen Linke, Ausgabe Mai 2010

Wie es dem Staat finanziell geht, kann man zuerst in 
den Städten und Gemeinden sehen. Der Zustand von 
Kindergärten, Schulen, Bibliotheken, Spielplätzen, Park-
anlagen, Straßen oder Schwimmbädern hinterlässt 
einen bleibenden Eindruck von den Finanzproblemen 
unserer Kommunen. Doch nicht nur der Zustand der 
Einrichtungen lässt Zweifel aufkommen, ob die kommu-
nalen Einnahmen ausreichen um die Vielfalt der Aufga-
ben zu erfüllen. Mit der Schließung von Einrichtungen, 
der Kürzungen der Öffnungszeiten oder der Streichung 
von Zuschüssen zur Vereinsarbeit versuchen Kämme-
rer flächendeckend in Sachsen mit der katastrophalen 
Lage der öffentlichen Kassen umzugehen.

Die Berechnungen für die nächsten Jahre sprechen eine 
klare Sprache. Massive Einbrüche in den Zuweisungen 
des Landes werden die Einnahmen der Kommunen von 
5.348 Millionen Euro im letzten Jahr auf 4.420 Millionen 
Euro im Jahr 2012 schrumpfen lassen. Angesichts die-
ser Zahlen ist es nicht verwunderlich, dass die Hilferufe 
der Kommunen lauter werden und der Geschäftsführer 
des Sächsischen Städte- und Gemeindetags Michael 
Woitschek angesichts der Steuersenkungsphantasien 
der CDU/FDP Bundesregierung von „Leichenfledderei“ 
spricht. Viele Ratsmitglieder stellen sich berechtigt die 
Frage, ob die sich anbahnende finanzielle Notlage der 
Kommunen auch die Aufgabe der kommunalen Selbst-
verwaltung darstellt.

Das Problembewusstsein in der Staatsregierung ist al-
lerdings nur gering ausgeprägt. Das von der Fraktion DIE 
LINKE im Landtag geforderte Kommunalfinanzkonzept 
zur Kompensation der drastischen Einnahmeverluste 
der Kommunen infolge der Wirkungen der Finanz- und 
Wirtschaftskrise wurde ebenso abgelehnt wie die For-
derung unserer Fraktion den Hilferuf der Sächsischen 

Städte und Gemeinden endlich ernst zu nehmen. „Ein 
„Hilferuf“ der sächsischen Kommunen ist der Staatsre-
gierung nicht bekannt“ war die launige Stellungnahme 
auf diesen Antrag.

Der Zynismus solcher Aussagen wird nur noch durch 
das Verschuldungsdogma überboten. Die Formel, dass 
sich die Ausgaben den Einnahmen anpassen müssen, 
hört sich auf den flüchtigen Blick vernünftig an. Es 
lohnt sich aber ein näheres Hinsehen. Die gemeinsam 
verfolgte Politik von Bund und Ländern hat die staatli-
chen Einnahmen seit Ende der neunziger Jahre ausge-
höhlt. Als Beispiele seien hier nur die seit 1997 nicht 
erhobene Vermögenssteuer, die Absenkung der Körper-
schaftssteuer, die mehrfache Absenkung der Einkom-
mensteuer oder die Abschaffung der Gewerbekapital-
steuer genannt. Die Parteien von CDU, SPD über FDP 
und Grüne haben sich über Jahre hinweg an der Basis 
der Staatlichkeit an den Einnahmen vergangen, um sich 
heute mit Unschuldsmiene als Sachwalter kommender 
Generationen darzustellen.

Diese dem neoliberalen Zeitgeist geschuldete Umvertei-
lung zulasten der öffentlichen Haushalte umzukehren, 
ist unsere Aufgabe in den Ländern und im Bund. Mo-
mentan stehen wir zuerst vor der Herausforderung, die 
Landkreise, Städte und Kommunen zu stabilisieren. Mit 
einem Schutzschirm für Kommunen wollen wir errei-
chen, dass die Kommunen in den nächsten Jahren ihre 
Handlungsfreiheit erhalten. Die dafür erforderlichen 
Maßnahmen sind die bedingungslose Auflösung des 
Vorsorgevermögens, die Aufstockung der allgemeinen 
Schlüsselzuweisungen und die Ausreichung einer kom-
munalen Investitionspauschale durch das Land. Für den 
erfolgreichen Kampf um die kommunale Selbstverwal-
tung ist der gemeinsame Widerstand mit von Kürzungen 
Betroffenen notwendig. Kämpfen wir gemeinsam – Ge-
nug gekürzt! 

Sebastian Scheel – Sprecher für Haushalt und Finanzen
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Kommunen in Not - Chemnitz

Erschienen in Sachsen Linke, Ausgabe Mai 2010

Wirtschafts- und Finanzpolitik sind nunmehr auch in 
Chemnitz – im Vergleich zu anderen Kommunen etwas 
später – angekommen. In den letzten Jahren konnte 
stets der Haushaltausgleich hergestellt werden und das 
bei einem Schuldenabbau von über 41 Mio. € im Zeit-
raum 2004–2008 (ohne  Veräußerungen kommunalen 
Eigentums !). Das war aber nur möglich durch die Um-
setzung eines  Haushaltsicherungskonzeptes, welches 
im Zeitraum 2006 bis 2009 zu einem realisierten Kon-
solidierungsbeitrag in Höhe von ca. 70 Mio. € führte.
Im laufenden Haushaltjahr ist noch einmal ein ausge-
glichener Haushalt zu erwarten. Dies geht allerdings zu 
Lasten der Auflösung der allgemeinen Rücklage bis auf 
die gesetzliche Mindestrücklage sowie einer Reduzie-
rung im Personalbestand um etwa 200 Stellen.

Im Finanzplanungszeitraum 2011 bis 2013 sieht die 
Lage allerdings auch in Chemnitz dramatisch aus. In die-
sen Jahren ist mit einem durchschnittlichen Haushaltde-
fizit in Höhe von 57 Mio. € pro Jahr zu rechnen. Deshalb 
erging von der Landesdirektion mit der Genehmigung 
des Haushaltes 2010 die Auflage zur Erarbeitung eines 
Haushaltsicherungskonzeptes. Die Verwaltung hat dazu 
nunmehr den ersten Entwurf eines „Entwicklungs- und 
Konsolidierungskonzeptes 2015“ zur öffentlichen Dis-
kussion vorgelegt. Der Titel verklärt etwas den Inhalt, 
letztendlich handelt es sich zu großen Teilen um eine 
Streichliste.
Ein wesentlicher Konsolidierungsbeitrag wird in der Ver-
waltung selbst durch eine Stellenreduzierung um 600 
Stellen bis 2015 erbracht. Dies soll erreicht werden im 
Zuge der natürlichen Personalfluktuation, hauptsäch-
lich  im Rahmen der Altersteilzeit. Problematisch daran 
ist die Herstellung der Übereinstimmung von Stellen- 
und Aufgabenentwicklung in den verschiedenen Struk-
tureinheiten  der Stadtverwaltung.

Das vorgelegte Konzept sieht auch Maßnahmen vor, die 
zu einer stärkeren Belastung der Bürger führen werden. 
Dies sind z.B. die Erhöhung der Grundsteuer B, Pachter-
höhung für Kleingärten und Erhöhung der Hundesteuer. 
Diese Maßnahmen sind im Zusammenhang mit Steige-
rungen von Gebühren und Entgelte für Strom und Gas, 
Abwasserentsorgung und Straßenreinigung kritisch zu 
betrachten.
Das vorgelegte Konsolidierungskonzept beinhaltet auch 
den bereits mit Veröffentlichung umstrittenen Vorschlag 
zur Schließung von 6 Grundschulen, davon 4 Schulen in 
Ortschaften am Rande der Stadt.
In den Bereichen Soziales, Jugend und Familie und Sport 
sind Einsparungen in Höhe von insgesamt 15,6 Mio. € 
pro Jahr vorgesehen. Dies betrifft z.B. die Kürzung der 
Zuwendungen an freie Träger in diesen Bereichen, die 
Erhöhung der Nutzungsgebühren für kommunale Sport-
stätten.

Die Auslagerung von Aufgaben bzw. einzelnen Struktu-
reinheiten soll ebenfalls zur Konsolidierung beitragen. 
Dies betrifft u.a. die Übertragung von Kitas und Sport-
stätten an freie Träger sowie die Ausgliederung der Bä-
der in eine GmbH.
Im vorgelegten Konsolidierungskonzept sind zwar die 
notwendigen Investitionen zur Umsetzung der verschie-
denen Maßnahmen im Verwaltungshaushalt enthalten, 
nicht aber die Investitionen im Vermögenshaushalt. Da-
ran ist die entscheidende Frage geknüpft, in welchem 
Umfang eine Neuverschuldung für notwendige Investiti-
onen erfolgen wird. Die Aufnahme von Kassenkrediten 
ist (bisher) nicht vorgesehen.

Die Erreichung der geplanten Konsolidierungseffekte 
bleibt fraglich. Auch deshalb bleiben Bund und Land in 
der Pflicht, für eine ausreichende Finanzausstattung der 
Kommunen zu sorgen.

Dr. Peter Neubert - Sprecher Haushalts- und Finanzpolitik, 
Fraktion Die LINKE im Chemnitzer Stadtrat
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Der Bundeshaushalt 2010: 
Auswirkungen auf das Land 
Sachsen und die Kommunen

Der Haushalt des Bundes hat erhebliche Auswirkungen 
auf die Länder und Kommunen, so etwa durch die Auf-
teilung von Fördermitteln oder die Steuergesetzgebung. 
Unabhängig davon,  dass radikale Einschnitte infolge 
der Wirtschafts-und Finanzkrise, aber auch aufgrund 
der uns von CDU/CSU, FDP und SPD auferlegten Schul-
denbremse von Finanzminister Schäuble erst für das 
Jahr 2011 angekündigt sind, gilt das prinzipiell auch für 
den Bundeshaushalt des laufenden Jahres.

Der Haushalt steht in der Tradition der Vorgängerhaus-
halte und zeigt im Umfang seiner Ausgaben keine re-
levante Reaktion auf die Wirtschafts- und Finanzkrise. 
Im Gegenteil, sein Gesamtvolumen ist sogar noch ein-
mal kräftig angestiegen. Das Problem liegt bei diesem 
Haushalt vor allem darin, dass die Einnahmen des Staa-
tes eingebrochen sind. Ausgerechnet unter einer libe-
ral-konservativen –Regierung erleben wir die höchste 
Neuverschuldung in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland in Höhe von 80,2 Milliarden – und bei die-
ser Summe sind die Sondervermögen, wie der Banken-
rettungsfond, der eigene Kredite aufnehmen kann, noch 
nicht mal mitgerechnet.

Welche Auswirkungen  hat nun der Bundeshaushalt auf 
Sachsen? Es sind vor allem negative. So trifft die Kür-
zung der Solarförderung unser Bundesland massiv, da 
jene stark in Sachsen angesiedelt ist. Damit wirkt sich 
diese Maßnahme der Bundesregierung ausgerechnet 
auf einen der wenigen zukunftsfähigen Wirtschaftzwei-
ge, welche nach der Wende in Ostdeutschland entstan-
den sind aus. Einem selbsttragenden Aufschwung wird 
dies kaum zu gute kommen. Daneben ist unter anderem 
das Sonderförderungsprogramm „Goldener Plan Ost“, 
welches den Sportstätten des Breitensportes zugute 
gekommen ist, gestrichen worden. Sachsen gegen so 

über 580 000 Euro verloren. Die zwei Beispiel machen 
deutlich, dass es nicht allein darum geht, hier oder da 
Abstriche zu machen. Gerade Sachsen und die anderen 
ostdeutschen Länder treffen Einschnitte aufgrund des 
großen Nachholbedürfnisses bei zukunftsfähigen In-
dustrien und Infrastrukturmaßnahmen besonders. Das 
eigentliche politische Versagen der Bundesregierung 
besteht aber vor allem darin, die Länder, aber auch die 
Kommunen mit den Steuermindereinnahmen aufgrund 
der Wirtschaftskrise allein gelassen zu haben.
Gerade anhand der sächsischen Kommunen lässt sich 
das verdeutlichen. So führt die ‚planmäßige‘ Absenkung 
des Bundesanteiles an den Kosten der Unterkunft von 
25,3 % auf 23,0 % allein in Chemnitz zu einer Minder-
einnahme im kommunalen Haushalt von über 1,4 Mil-
lionen. Euro. Dabei tragen die Kommunen schon jetzt 
die Hauptlast der Wirtschafts- und Finanzkrise. Aus-
gerechnet die einzig relevanten Steuern, an denen die 
Kommunen beteiligt sind, die Einkommen- und die Ge-
werbesteuern, haben ein starken Rückgang zu verzeich-
nen. Anstatt also den Kommune zu helfen, ihre krisen-
bedingten Steuereinnahmeausfälle zu kompensieren, 
werden ihnen sogar noch planmäßig Gelder gekürzt und 
damit die Haushaltslage zusätzlich verschärft. Warum 
ausgerechnet finanzstarke Bundesländer einen höheren 
Bundesanteil bekommen, wie Rheinland-Pfalz mit 33 % 
oder Baden-Württemberg mit 27 % bleibt wohl ein ewi-
ges Geheimnis der Bundesregierung. Politisch lässt es 
sich jedenfalls nicht rechtfertigen.

Das es auch anders gehen kann, zeigen die Haushalts-
anträge der LINKEN im Bundestag. Allein mit der Schaf-
fung einer neuen ‚Gemeindewirtschaftssteuer‘, wie von 
der Bundestagsfraktion gefordert, könnte die Grundfi-
nanzierung der Kommunen auf eine breitere Grundla-
ge gestellt werden, verbunden mit einer bundeweiten 
Mehreinnahme für die Gemeinden in Höhe von bis zu 
14 Mrd. Euro.

Michael Leutert, MdB, Mitglied des Haushaltausschusses
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Gegen den Finanzkollaps der Kom-
munen! - Kommunalfinanzierung 
auf eine neue Grundlage stellen

Heizanlagen in Schwimmbädern werden um einige Gra-
de herunter gedreht, Kapazitäten in Kindertagesstät-
ten gestrichen, Stadtteilbibliotheken geschlossen. Die 
Finanzlage vieler Kommunen, Landkreise und Städte 
ist alarmierend. Ein wesentlicher Grund hierfür liegt in 
einem sich verschärfenden Rückgang der steuerlichen 
Einnahmen. Nach Zahlen der jüngsten Steuerschätzung 
verzeichneten die Kommunen im Jahr 2009 gegenüber 
dem Vorjahr Steuerausfälle von 10 %, für 2010 sind mit 
über 13,5 % die relativ höchsten Einnahmeausfälle zu 
erwarten. Das entspricht Mindereinnahmen von 7,7, 
Mrd. Euro, sukzessive 10,5 Mrd. Euro innerhalb 2010.

»Kürzungen und erhöhte Gebühren«

Die schwierige Finanzsituation vieler Städte und Gemein-
den gibt Anlass zu großer Sorge. Denn ein erheblicher 
Teil der öffentlichen Aufgaben – von Kinderbetreuung 
bis hin zur Verkehrsinfrastruktur – werden von Städ-
ten, Gemeinden und Landkreisen erbracht und getra-
gen. Kürzungen und erhöhte Gebühren, die gegenwärtig 
von einigen Kommunen angekündigt werden, gehen zu 
Lasten der Schwächsten und Armen, die auf öffentliche 
Dienstleistungen angewiesen sind. Erschwerend auf die 
kommunalen Haushalte wirkt zudem der Rückgang der 
Beteiligung des Bundes an den Kosten der Unterkunft 
für ALG-Empfängerinnen und ALG-Empfänger.

Die Ursachen der kommunalen Finanznotlage bringen 
ein strukturelles Problem zum Ausdruck: Den Löwen-
anteil von vielerorts fast der Hälfte an kommunalen 
Einnahmen erbringt die Gewerbesteuer, die allerdings 
nur in Zeiten der Konjunktur greift. Dadurch dass die 
Gewerbesteuer extrem von der Ertragslage der Gewer-
bebetriebe abhängt, d.h. sich auf Gewinne von Unter-
nehmen stützt, fallen die Einnahmen in der Krise gering 

aus. Als folgenschwerer Fehler offenbaren sich zudem 
die von Bund und Ländern vorgenommenen Änderun-
gen des Steuerrechts, wodurch die Steuereinnahmeka-
pazitäten der Kommunen massiv beschnitten wurden. 
Exemplarisch hierfür steht die Abschaffung der Gewer-
bekapitalsteuer, die bis 1998 als Bestandssteuer kon-
junkturunabhängig Einnahmen erbrachte. Des Weiteren 
ist die Bemessungsgrundlage der Gewerbesteuer her-
untergesetzt worden.

»von der konjunkturabhängigen Gewerbesteuer hin zu 
einer Gemeindewirtschaftssteuer«

Die Finanznotlage der Kommunen lässt sich auf lange 
Sicht nur durch eine grundlegende Neugestaltung der 
kommunalen Einnahmequellen lösen. Die LINKE fordert 
als Sofortmaßnahme, die Gewerbesteuerumlage von 
den Gemeinden an den Bund abzuschaffen, damit die 
Gemeinden von ihren wenigen Einnahmen nicht auch 
noch Teile an den Bund abtreten müssen. Des Weiteren 
gilt es, von der konjunkturabhängigen Gewerbesteuer 
hin zu einer Gemeindewirtschaftssteuer zu gelangen. 
Dies schließt die Einbeziehung von Selbständigen wie 
Ärzten und Anwälten bei hinreichend hohen Freibeträ-
gen für prekär Selbständige mit ein.

Die finanzielle Handlungsfähigkeit der Kommunen darf 
nicht weiter ausgehöhlt werden. DIE LINKE macht sich 
deshalb auf den verschiedenen Ebenen von Bund, Län-
dern und Kommunen für eine solide Finanzausstattung 
der Kommunen stark. Auch künftig wird es darauf an-
kommen, abgestimmt und gemeinsam zu handeln, um 
Synergien zu schaffen und Kräfte zu bündeln. In diesem 
Sinne verbleibe ich und möchte zugleich die Gelegen-
heit nutzen, KommunalpolitikerInnen und Interessierte 
auf die Konferenz zur Zukunft der Kommunalfinanzen 
am 27. März diesen Jahres hinweisen.

Dr. Axel Troost, Finanzpolitischer Sprecher 
der Fraktion DIE LINKE im Bundestag
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Lösung jetzt, oder es droht 
der große Crash

Interview der Woche, linksfraktion.de
24.05.2010 – Axel Troost, Katrin Kunert

Axel Troost und Katrin Kunert, der finanzpolitische Spre-
cher und die kommunalpolitische Sprecherin der Fraktion 
DIE LINKE, zeichnen Wege aus der Finanzkrise der Kom-
munen auf

In diesem Jahr droht den Kommunen in Deutschland ein 
Rekorddefizit von rund 15 Milliarden Euro. Worin liegen die 
Ursachen, und was ist momentan das größte Problem der 
Kommunen?  

Katrin Kunert: Kommunen haben ein Einnahme- und ein 
Ausgabeproblem. Die Verantwortung für dieses Rekordde-
fizit tragen in erster Linie Bund und Länder. Seit Jahren 
übertragen sie den Kommunen immer mehr Aufgaben, 
ohne dass sie eine angemessene Finanzausstattung für die 
Erfüllung dieser Aufgaben gewährleisten - ein Missstand, 
der durch die Wirtschafts- und Finanzkrise ein bedrohli-
ches Ausmaß annimmt. Die Folge ist, dass freiwillige Leis-
tungen wie beispielsweise bei Bus und Bahn, in Kinder- und 
Jugendeinrichtungen immer mehr gestrichen und nur noch 
per Gesetz vorgeschriebene Aufgaben erfüllt werden – und 
die in immer minderer Qualität. Also alles, was kommunale 
Selbstverwaltung und die Lebensqualität in den Städten 
und Gemeinden ausmacht, wird den Bürgerinnen und Bür-
gern verwehrt.

Axel Troost: Die Kommunen befinden sich in der schwers-
ten Finanzkrise seit Gründung der Bundesrepublik. Eine 
Hauptursache für diese prekäre Lage ist eine Steuersen-
kungspolitik seit nunmehr gut zehn Jahren. Sie hat begon-
nen unter SPD und Grünen, wurde von Union und SPD und 
jetzt von Union und FDP fortgesetzt. Eine gigantische Um-
verteilung von unten nach oben und Milliarden an Einnah-
meverlusten für die öffentliche Hand sind die Folge. Trotz 
dieser Misere wälzen Bund und Länder weiter Aufgaben 
und Lasten auf die Kommunen ab. Die Steuergeschenke 
der schwarz-gelben Regierung werden zu einem erhebli-
chen Teil die Kommunen aufbringen müssen, denen schon 
jetzt die Luft zum Atmen fehlt.

In vielen Kommunen sind Arbeitsplätze, Kindertagesstätten, 
Schwimmbäder und Museen gefährdet. Stehen die Kommu-
nen vor dem Kollaps?  

Katrin Kunert: Die Krise ist längst in allen Kommunen an-
gekommen. Auch wenn nicht alle Kommunen gleicherma-
ßen davon betroffen sind, gibt es sehr viele Kommunen, 
die vor dem Kollaps stehen. Es sind vor allem arme Kom-
munen. Diese Kommunen sind seit Jahren hoch verschul-
det, und sie haben die höchsten Sozialausgaben. Sie sind 
nicht mehr in der Lage, allein aus dieser Situation heraus-
zukommen. Allein in Nordrhein-Westfalen betrifft das ein 
Drittel aller Kommunen. Daher setzt sich DIE LINKE auch 
für die Einrichtung eines Entschuldungsfonds für diese 
Kommunen ein.

Inwiefern bedrohen die klammen Finanzen der Kommunen 
die Demokratie?

Axel Troost: Die gravierende Finanzsituation der Kom-
munen gefährdet die soziale Teilhabe vieler Bürgerinnen 
und Bürger am Gemeinwesen. Wenn angesichts fehlender 
Mittel beispielsweise in Kindertagesstätten die Gebühren 
erhöht oder Jugendeinrichtungen geschlossen werden, 
geht das zu Lasten der Zukunftsperspektiven von sozial 
Schwächeren, die auf öffentliche Dienstleistungen ange-
wiesen sind. Für viele Menschen verringern sich hierdurch 
die Möglichkeiten, am kulturellen, politischen und gesell-
schaftlichen Leben gleichberechtigt und aktiv teilzuneh-
men.

DIE LINKE fordert in einem Antrag „die Verstetigung der 
Kommunalfinanzen“ und will „die Gewerbesteuer zur Ge-
meindewirtschaftsteuer weiterentwickeln“. Was genau bein-
haltet dieser Gesetzentwurf, und was bezwecken Sie damit?

Axel Troost: Die Gewerbesteuer ist die wichtigste Einnah-
mequelle der Kommunen und erbringt vielerorts 40 Prozent 
der kommunalen Steuereinnahmen. Mit unserem Konzept 
einer Gemeindewirtschaftsteuer verfolgen wir das Ziel, die 
Einnahmen aus der Gewerbesteuer nicht nur zu erhöhen, 
sondern auch verlässlicher zu gestalten. Hierzu ist die Be-
messungsgrundlage auszuweiten sowie alle Schuldzinsen 
und Finanzierungsanteile von Mieten, Pachten und Leasin-
graten voll mit einzubeziehen. Des weiteren sollen auch 
freiberuflich Tätige sowie freie Berufe – bei hinreichenden 
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Freigrenzen - die Gewerbesteuer zahlen. Denn warum soll-
ten etwa Ärzte oder Rechtsanwälte von der Gewerbesteuer 
ausgenommen sein, obwohl sie die Infrastruktur der Kom-
munen nutzen und hiervon profitieren?

Wie positionieren sich die anderen Fraktionen im Bundestag 
zu Ihren Forderungen?  

Katrin Kunert: Die Regierungsfraktionen lehnen unseren 
Vorschlag ab. Die FDP ist für die Abschaffung der Gewerbe-
steuer. Sie soll durch einen höheren Anteil an der Umsatz-
steuer und einen kommunalen Zuschlag auf die Einkom-
mens- und Körperschaftsteuer mit eigenem Hebesatzrecht 
ersetzt werden. Die CDU/CSU-Fraktion lehnt zwar die 
Weiterentwicklung der Gewerbesteuer zu einer Gemeinde-
wirtschaftssteuer ab, setzt sich aber nicht offensiv für die 
Abschaffung der Gewerbesteuer ein. Immerhin hatte Frau 
Merkel den über 1000 Bürgermeisterinnen und Bürger-
meistern auf der Hauptversammlung des Deutschen Städ-
tetages im Jahr 2009 versprochen, nicht an der Gewerbe-
steuer zu rütteln. Bündnis 90/Die Grünen und SPD teilen 
im Großen und Ganzen unsere Auffassung, sind allerdings 
gegen die Abschaffung der Gewerbesteuerumlage.

Welche weiteren Maßnahmen sollte die Bundesregierung 
ergreifen, um den Kommunen zu helfen?

Axel Troost: Die Kommunen müssen unbedingt bei den 
Sozialausgaben entlastet werden. Der Bund muss sich an 
der Finanzierung der Kosten der Unterkunft, der Grund-
sicherung im Alter und bei Erwerbsminderung sowie der 
Eingliederungshilfen für Menschen mit Behinderungen und 
der Umsetzung des Rechtsanspruchs auf einen Kita-Platz 
für Kinder unter drei Jahren mit einem weitaus höheren 
Anteil beteiligen. Bei Ausgabesteigerungen der Kommunen 
muss natürlich auch der Bundesanteil entsprechend er-
höht werden. Weitere Maßnahmen wären die Rücknahme 
der Unternehmenssteuersenkungen, die zu Mindereinnah-
men der Kommunen geführt haben, und der Verzicht auf 
weitere Steuersenkungen.
 
Wie können die Kommunen wirksam auf die Bundesregie-
rung einwirken?

Katrin Kunert: Kommunen brauchen ein verbindliches 
und einklagbares Mitwirkungsrecht im Gesetzgebungspro-

zess des Bundes. Auf diese Weise können sie direkt auf 
die Bundesregierung einwirken. Nur so kann auch verhin-
dert werden, dass Entscheidungen des Bundes weiter zu 
finanziellen Lasten der Kommunen gefällt werden. Diese 
Mitwirkung muss an ein transparentes und für alle – auch 
für Bürgerinnen und Bürger – nachvollziehbares Verfah-
ren gekoppelt sein. Die Öffentlichkeit muss erfahren, wer, 
wann, warum welche Entscheidung getroffen hat. Die bis-
her fehlende Transparenz schützt die wahren Verursacher 
der Finanzkrise der Kommunen.

Wie kann die Fraktion DIE LINKE den Protest von vielen Bür-
gerinitiativen gegen die Kürzungspläne in den Kommunen 
unterstützen?

Axel Troost: Die Bundestagsfraktion DIE LINKE tut dies 
bereits in vielfältiger Weise. Wir sind im direkten Austausch 
mit kommunalen Mandatsträgerinnen, Mandatsträgern 
und Bürgermeistern sowie mit Verbänden, Organisationen 
und Initiativen. Erst vor kurzem haben wir unter dem Titel 
»Zukunft der kommunalen Selbstverwaltung – Ohne Moos 
nix los!« eine bundesweite Kommunalkonferenz mit mehr 
als 150 Teilnehmerinnen und Teilnehmern durchgeführt. 
Darüber hinaus haben wir eine Plattform gebildet, um den 
umfassenden Informationsaustausch und die Vernetzung 
der Akteure auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene 
zu praktizieren. Nur wenn wir gemeinsam agieren, können 
wir den Druck auf die Bundesregierung erhöhen und die 
Spielräume für eine nachhaltige Finanzausstattung der 
Kommunen entscheidend erweitern. 

Katrin Kunert: Leider halten sich die Proteste der Bürge-
rinnen und Bürger in den Kommunen noch in Grenzen. Ich 
wünschte mir, dass es in allen Kommunen Proteste gibt, 
die sich gegen die kommunalfeindliche Politik von Bund 
und Ländern richten. Und ich wünschte mir eine Solida-
rität der Kommunen untereinander – egal ob reich oder 
arm – im Kampf für eine bessere Finanzausstattung der 
Kommunen. Was wir brauchen, sind breite Bündnisse. Der 
Druck auf die Bundesregierung muss erhöht werden. Ent-
weder werden in diesem Jahr Entscheidungen zur Lösung 
der Kommunalfinanzkrise getroffen, oder es kommt spä-
testens in zwei oder drei Jahren zum großen Crash.

Interview: Ruben Lehnert
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Finanznot der Kommunen in  
mehrfacher Hinsicht. 
Zum Beispiel Löbau.

Die finanzielle Situation der meisten sächsischen Kom-
munen ist nicht nur durch Jahr für Jahr sinkende Einnah-
men bei wachsendem Ausgabenbedarf gekennzeichnet, 
wofür beides Bund und Freistaat die Hauptverantwor-
tung tragen, sondern auch durch viel  zu späte verbind-
liche Informationen über die erforderlichen finanziellen 
Zuweisungen aus dem Landeshaushalt. So ist beispiels-
weise für unsere Stadt der Festsetzungsbescheid der 
Landesdirektion Dresden  über die Finanzausgleichs-
mittel und die Lernmittelergänzungs-pauschale auf den 
1. März 2010 datiert.

Jahr für Jahr werden die Kommunen dadurch veran-
lasst, mit dem Termin der Entscheidung über den Haus-
haltsplan gegen die gesetzlichen Bestimmungen zu 
verstoßen. So hat auch der Löbauer Stadtrat erst im 
April  statt – wie in der Sächsischen Gemeindeordnung 
gefordert – im November des Vorjahres die Haushalts-
satzung 2010 beschlossen. Diese Verspätung mit den 
Nachteilen der vorläufigen Haushaltsführung gab es 
auch in der Vergangenheit.

Auch in Löbau zeigte sich, wenn durch das Bemühen 
der jeweiligen Finanzverwaltung dem  Stadt rat ein 
Haushaltsentwurf auf der Grundlage der „vorläufigen 
Orientierungsdaten“ des Staatsministeriums des In-
nern beizeiten vorgelegt wurde, dann erwies er sich in 
der Regel bereits nach kurzer Zeit als Makulatur, weil es 
neue Informationen über Mittelzuweisungen gab – mit 
den Folgen für die Einnahme- und Ausgabenplanung.

Die Berichte örtlicher und überörtlicher Rechnungsprü-
fung enthalten zwar immer wieder den Verweis auf den 
Verstoß gegen die geforderte Rechtzeitigkeit bei der 
Entscheidung über den Haushalt, aber der kritische Ton 
ist inzwischen der kommentarlosen Feststellung gewi-
chen. Man hat sich wohl mit dieser üblen Tradition ab-

gefunden. Wer seinen Haushalt der Gemeindeordnung 
folgend pünktlich beschließt, ist  schon kurze Zeit spä-
ter .mit der Notwendigkeit mit hohem Arbeitsaufwand 
verbundener Nachtragssatzungen konfrontiert.

Der Löbauer Haushalt hat für das Jahr 2010 ein Volu-
men der Einnahmen und Ausgaben von 41,9 Millionen 
€: Ausgeglichen werden konnte er nur durch eine Kre-
ditaufnahme in Höhe von fast 2,5 Millionen €. Die Pro-
Kopf-Verschuldung steigt dadurch und liegt 2013 mit 
1.335,70 € je Einwohner deutlich über den Richtwert 
von 850 €. Trotzdem hat auch die Fraktion der LINKEN 
diese Kreditaufnahme im Interesse wichtiger Investi-
tionsmaßnahmen akzeptiert. Das Dilemma wird auch 
dadurch deutlich, dass der Ausgleich des Verwaltungs-
haushalts nur durch eine Zuführung aus dem Vermö-
genshaushalt erreicht werden konnte. Im Vorbericht 
zum Haushaltsplan muss der Oberbürgermeister ein-
räumen, dass die nowendigen Instandsetzungsmittel in 
allen Bereichen nichr bereitgestellt werden. Betroffen 
sind Straßenunterhaltung, Untehaltung von Schulen, 
Kindertagesstätten und nachgeordnete städtische Ein-
richtungen.

Zwar sollte es in den kommunalen Vertretungen keine 
„Parlamentsspielerei“ mit der Selbstverständlichkeit 
der Ablehnung des Haushalts durch die Opposition ge-
ben, aber erkennbar und in ihrem Auftreten und Ent-
scheidungsverhalten berechenbar als Mandatsträger 
der LINKEN müssen wir auch auf dieser Ebene sein. 
Deshalb hat die Fraktion dem Entwurf mit deutlich 
kritischen Worten zur finanziellen Knebelung der Kom-
munen nur deshalb zugestimmt, weil im Rahmen der 
Haushaltsdebatte gestellte Forderungen berücksichtigt 
worden waren und trotz Finanzknappheit im Hinblick 
auf die Landesgartenschau im Jahre 2012 relativ um-
fangreiche Investitionen Aufnahme gefunden hatten.

Dr. Gerold Polentz ist Mitglied des Löbauer Stadtrates und 
haushaltspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE.
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Pressemitteilung
DIE LINKE Görlitz
16.12.2009 10:30 Uhr

Wir gehen baden –  Aktion mit Kindern im Rah-
men der Woche „Kommunen in Not!“

Im Rahmen der Aktionswoche „Kommunen in 
Not!“ der Sächsischen Landesgruppe der LINKEN 
im Bundestag fand am Donnerstag, den 3. Juni 
2010, eine ganz besondere Veranstaltung statt. 
Unter dem Motto: „Wir gehen baden“ lud Dr. Ilja 
Seifert, MdB, Kinder aus bedürftigen Familien 
zum Schwimmen und einem Imbiss ins Görlitzer 
Neissebad ein. Während die Kinder begeistert im 
Wasser tobten, sprach Ilja Seifert mit den Betreu-
ern des Stadtjugendrings über deren Situation 
und die Auswirkungen leerer Stadtkassen auf 
ihre Arbeit. So wurde berichtet, dass der Stadtju-
gendring schon seit Anfang des Jahres keine Mit-
tel mehr hat, obwohl ein Beschluss des Stadtra-
tes zur Bewilligung der Gelder für die Mitarbeiter 
des Vereins vorliegt. Die Leiterin muss seit Januar 
nicht nur vollständig auf Lohn verzichten, sie be-
zahlt die Betreuung der Kinder teilweise aus ei-

gener Tasche.
Auch die Folgen der Hartz IV Gesetzgebung wur-
den besonders deutlich: „in vielen Familien reicht 
das Geld zur gesunden Ernährung der Kinder 
nicht aus, sie sind hungrig“ so ein Mitarbeiter des 
Stadtjugendrings.
Die Folgen einer jahrelang verfehlten Politik sind 
leere Kassen in den Kommunen, Ländern und im 
Bund. Die Konsequenzen daraus treffen diejeni-
gen am härtesten, für die es keine Lobby gibt, 
und die, die sich für sie einsetzen. Für sie ist kein 
Geld da, muss um jeden Centbetrag gekämpft 
werden, obwohl Deutschland immer noch eines 
der reichsten Länder der Welt ist. Rettungspa-
kete in obszöner Höhe für Banken werden ohne 
Prüfung im Schnellverfahren durchgewinkt, ohne 
das die Akteure des Geldmarktes befürchten 
müssen, in die Verantwortung genommen zu 
werden. Ein Umdenken in der Politik ist zwingend 
notwendig, damit diejenigen, die die Regierenden 
so gerne als „unsere Zukunft“ bezeichnen, auch 
eine Zukunft haben.

Für weitere Informationen stehe ich ihnen gern 
zur Verfügung

»

„Kommunen in Not“ 

Aktionswoche der sächsischen Landesgruppe 
der Fraktion DIE LINKE im Deutschen Bundestag

Mit der Überschrift „Kommunen in Not“  hat die 
sächsische Landesgruppe der Fraktion DIE LINKE 
im Deutschen Bundestag sachsenweit in der letz-
ten Woche auf die Missstände von sächsischen 
Kommunen und den damit verbundenen Verfall 
der freiwilligen Aufgaben aufmerksam gemacht.
Der für den Landkreis Nordsachsen zuständige 
MdB Dr. Axel Troost ist in der Aktionswoche mit 
Vertretern von Gemeinden, des Landkreises und 
Vereinen aus Nordsachsen ins Gespräch gekom-
men.
Funktioniert der finanzielle Ausgleich für durch-
zuführende Aufgaben an die Kommunen? Wie 
sehen die Zukunftsperspektiven des Landkreises 
aus? Wie wirkt sich demographischer Wandel im 
ländlichen Gebiet aus? Diese und viele andere 
Fragen konnten in einem Gespräch mit Herrn 
Emanuel (Kämmerer des Landkreises Nordsach-
sen) besprochen werden. 
Beim Besuch des Vorstandes des DRK Torgau-
Oschatz ist deutlich geworden das auch hier die 
Veränderungen der finanziellen Situation des 
Landkreises mit seinen Gemeinden nicht vorüber 
geht.
In einem Bürgerforum in Lausig, im Gespräch mit 

dem Bürgermeister Schneider und Gemeinderä-
ten konnten viele Fragen, auch von Bürgerinnen 
und Bürgern beantwortet und die Sichtweise des 
wirtschaftspolitischen Sprechers der Bundes-
tagsfraktion dargestellt werden.
An allen Gesprächen und Foren nahmen MdL 
Thomas Kind und Kreistagsfraktionsvorsitzender 
Dr. Michael Friedrich teil. Somit konnte der Bo-
gen zwischen der Kommunal-, Landes- und Bun-
despolitik geschlagen werden.
Wichtig ist allen eine, wie in der Verfassung von 
Sachsen enthaltene, Sicherstellung der finan-
ziellen Ausstattung der Gemeinden, Städte und 
der Landkreise. Hierbei gehe es nicht um Sahne-
häubchen oder goldene Türklinken. Es geht um 
die Erfüllung von Aufgaben die im sozialen und 
solidarischen Land und Staat gegenwärtig sein 
sollte. Bildung, Jugend, öffentliche Daseinsfürsor-
ge und für alle Menschen verträgliche Abgaben 
und Steuern sind nur einige Themen bei denen 
die LINKE und deren parlamentarische Vertrete-
rInnen Vorschläge unterbreiten und diese auch 
realisierbar sind.
Zur Aktionskonferenz am Sonnabend in Dresden 
werden alle gesammelten Fakten, Daten und Ein-
drücke ausgewertet und für ein zukünftiges Pro-
gramm für ein attraktives Leben in sächsischen 
Kommunen zusammen gestellt, um Kommunen 
in Not wieder handlungsfähig zu machen.

»

 Pressemitteilung Nordsachsen

 Pressemitteilung DIE LINKE. Görlitz
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In der vorigen Ausgabe dieser 

Zeitung war eine ganze Seite der 

finanziellen Situation der Kom-

munen und dem Zusammenhang 

mit der Politik der Bundesre-

gierung gewidmet. Dies kam 

nicht von ungefähr. Die Fehler 

der schwarz-gelben Koalition 

in Berlin treffen immer wieder 

Länder und Kommunen. Statt 

vorausschauender und solidari-

scher Hilfe unter Beteiligung des 

Finanzsektors erleben wir eine 

Notoperation nach der anderen. 

Die Regierung weigert sich, die 

Ursachen der Krise anzugehen. 

Der Finanzsektor hat weiterhin 

freie Hand. Da wird unter ande-

rem eine Bankenabgabe geplant, 

die diesen Namen nicht wert 

ist. Allein, um auf die Summe zu 

kommen, die 2008 als staatliche 

Stütze für die Banken zur Ver-

fügung gestellt wurde, bräuch-

te man mit dieser Abgabe 400 

Jahre. Die Folgen einer solchen 

Politik für die Kommunen sind 

abzusehen. Denn die Mittel, die 

der Bund jetzt unter anderem 

für die Stabilisierung des Euros 

aufwendet, werden ihnen fehlen. 

Die Kommunen sind es, die am 

Ende einen großen Teil der Zeche 

zahlen sollen. DIE LINKE lehnt es 

ab, immer weiter bei der Bildung, 

der Arbeitsmarktförderung oder 

der kommunalen Infrastruktur zu 

streichen. Dies ist nicht nur un-

vor Ort in die Öffentlichkeit. So 

wird Katja Kipping in Dresden 

eine „Straßen-Bettler-Aktion“ 

für die armen Kommunen ge-

meinsam mit Straßenmusikern 

starten. In Görlitz veranstaltet 

Ilja Seifert eine Aktion unter dem 

Motto „Wir gehen Baden“ für Kin-

der aus sozial schwachen Fami-

lien. In Leipzig wird Barbara Höll 

gemeinsam unter anderen mit 

den lokalen Landtagsabgeord-

neten ein lokales Protest-Event 

durchführen. Ich selbst werde in 

Chemnitz zum Beispiel gemein-

sam mit lokalen Akteuren der 

LINKEN eine übergroße „Streich-

liste“ der Öffentlichkeit präsen-

tieren. Auch die anderen Mitglie-

der der Landesgruppe beteiligen 

sich an der Aktionswoche. Infor-

mationen über die zahlreichen 

Termine erhält man entweder 

über die Homepage der Landes-

gruppe www.linke-landesgrup-

pe-sachsen.de, telefonisch über 

unser Büro (0341-3081199) oder 

vor Ort über die jeweiligen Wahl-

kreisbüros. 

Unser politischer Einsatz für eine 

Regulierung der Finanzmärkte, 

für eine gerechte Steuerpoli-

tik und eine bessere finanzielle 

Ausstattung der Kommunen als 

Landesgruppe im Bundestag ist 

natürlich nicht mit dem Ende der 

Aktionswoche vorbei. Sie bleibt 

als ein wichtiges politisches 

Thema aktuell, gerade auch an-

gesichts der kommenden Haus-

haltsverhandlungen in Berlin.

Michael Leutert, MdB, Sprecher 

der Landesgruppe Sachsen der 

LINKEN im Bundestag

Auch zwanzig Jahre nach der 

Wende wollen sie nicht verstum-

men: die Stimmen, die von der 

Nachfolgepartei der SED spre-

chen. Als Beleg werden gerne 

mal von den Fotolinsen ein paar 

ergraute Köpfe auf Parteitagen 

fokussiert, um jene Kontinuität zu 

belegen. Selbst die Junge Union 

war kurz vor dem Eingang in Ros-

tock erschienen, um auf Schil-

dern zu behaupten, dass DIE LIN-

KE im Grunde nur aus Honeckers 

bestünde. 

Doch da möchte ich gerne mal ge-

genhalten! Denn die GenossInnen 

aus Mecklenburg-Vorpommern 

waren mit Kind und Kegel anwe-

send. Nun heißt dies zwar noch 

lange nicht, dass der Nachwuchs 

zwangsläufig auch in DIE LINKE 

einzutreten hat, das soll der doch 

bitte später mal selbst entschei-

den. Aber mir soll mir niemand 

mehr erzählen, in der LINKEN wä-

re kein Platz für die Jugend.

Michael Leutert, MdB Sprecher 

der Landesgruppe Sachsen

In der Europastadt Görlitz/Zgor-

zelec wird Europa täglich gelebt, 

mit seinen positiven Seiten, aber 

eben auch mit seinen Heraus-

forderungen. Die größte Stadt in 

der Euroregion Neiße hat nicht 

nur gemeinsame Stadtratskom-

missionen, ein Stadt- und Stra-

ßentheaterfest auf beiden Seiten 

der Neiße - in der Europastadt 

gibt es auch historische Tage, an 

denen die Unterschiedlichkeit 

von Geschichte greifbar ist. Ein 

Datum, der diese Besonderheit 

hervorhebt, ist der 1. September. 

Diesen Tag begehen wir seit Jahr-

zehnten als einen Tag des Frie-

dens, der Erinnerung, aber auch 

als Tag der Mahnung, der vor den 

Gefahren eines Krieges warnt. Er 

Umsetzung gescheitert

Als das Bundesverfassungsge-

richt die Konstruktion der ARGE, 

also die Zusammenarbeit von 

Bundesagentur und Kommune bei 

der Betreuung von Erwerbslosen, 

als verfassungswidrig einstufte, 

gab es dem Bundestag drei Jahre 

Zeit, eine neue Lösung zu finden. 

Diese Zeit hätten die Mehrheits-

parteien nutzen können, um die 

Aufgaben auf ein bundesweit ein-

heitliches System zu übertragen.

Doch leider mussten fast 2,5 Jah-

re verstreichen. Und nun herrscht 

Zeitknappheit. Immerhin muss bis 

Ende 2010 eine verfassungskon-

forme Lösung umgesetzt sein. Die 

Zeitknappheit führt dazu, dass al-

les andere als eine Änderung der 

Verfassung kaum noch Chance 

auf Umsetzung hat. Das ist ein äu-

ßerst misslicher Zustand.

Der vorliegende Kompromiss, 

den CDU/CSU, FDP und SPD 

gemeinsam eingebracht haben, 

sieht neben der Grundgesetzän-

derung eine Ausweitung der Op-

tionskommunen vor, also jener 

Gemeinden, die die Betreuung 

der Langzeiterwerbslosen in Ei-

genregie übernommen haben. 

Diese Ausweitung ist zu kritisie-

ren. Nun herrscht in so mancher 

Kommune die Auffassung, es sei 

besser, die Sache lieber vor Ort 

selber in die Hand zu nehmen, 

um nicht der Spitze der Bundes-

agentur in Nürnberg ausgelie-

fert zu sein. Angesichts der real 

existierenden Verhältnisse in 

der Bundesagentur ist solch eine 

Einstellung nachvollziehbar. Die 

Kommunalpolitiker/-innen vor Ort 

sind in der misslichen Situation, 

die Suppe auslöffeln zu müssen, 

die ihnen zum Beispiel im Zuge 

der Hartz-Gesetze eingebrockt 

wurde und die dazu geführt hat, 

dass sie mit einer Bundesagentur 

konfrontiert sind, die vorrangig 

nach betriebswirtschaftlichen 

Zahlen funktioniert.

So verständlich der Ärger in man-

cher Kommune über die Bundes-

agentur ist, so wenig ist die Aus-

weitung der Optionskommunen 

die Lösung dieses Problems. Wir 

sollten uns vielmehr fragen: Droht 

nicht bei einer weiteren Kommu-

nalisierung eine noch stärkere 

Kannibalisierung, das heißt ein 

Überbietungswettbewerb zwi-

schen den Kommunen? Droht 

nicht am Ende eine finanzielle 

Mehrbelastung für die Kommu-

nen, weil sie innerhalb der ARGEN 

nur einen kleinen Teil der Verwal-

tungskosten tragen mussten? Ist 

es wirklich sachgerecht, dass bei 

den Optionskommunen der Bund 

zahlt, aber keine Rechtsaufsicht 

hat, also nichts zu sagen hat? 

Wir können doch nicht ernsthaft 

wollen, dass in der Arbeitsmarkt-

politik das Prinzip Flickenteppich 

herrscht.
Gegen die Ausweitung der Opti-

onskommunen gibt es Kritik aus 

unterschiedlichen Richtungen. Im 

Beschluss des DGB-Vorstandes 

beispielsweise heißt es: „Der ein-

heitliche Arbeitsmarkt darf nicht 

aus dem Blick geraten. Eine Aus-

weitung des Optionsmodells wür-

de die Strukturprobleme weiter 

verschärfen.“

Das Bundestreffen der Erwerbslo-

sen lehnt ebenfalls die Kommuna-

lisierung ab mit der Begründung, 

sie verstärke die Rechtsunsicher-

heit der Betroffenen, was wiede-

rum die Rechtsposition von Er-

werbslosen verschlechtere.

Auch der Bundesrechnungshof 

kritisiert: „Mit der Erweiterung 

des Optionsmodells wird ein mög-

liches einheitliches System der 

Grundsicherung dauerhaft aufge-

geben. Dies führt zu heterogenen 

Strukturen im Bereich der Grund-

sicherung und birgt das Risiko der 

Entstehung zweier Klassen er-

werbsfähiger Hilfebedürftiger.“

Eine Kommunalisierung der Ar-

beitsverwaltung wäre zudem 

ein historischer Rückschritt. 

1927 wurde in Deutschland 

nach langem Ringen die gesetz-

liche Arbeitslosenversicherung 

eingeführt und in diesem Zu-

sammenhang eine landesweit 

einheitliche Arbeitsverwaltung 

geschaffen. Dies war auch eine 

Antwort darauf, dass Kommunen 

mit dieser Aufgabe zunehmend 

überfordert waren und sich ein 

überregionaler Arbeitsmarkt ent-

wickelt hatte. Missachtet würden 

damit auch internationale Erfah-

rungen. Vor etwa zehn Jahren 

begann man in den Niederlanden 

und in Großbritannien die Arbeits-

vermittlung zu kommunalisieren. 

Inzwischen ist man davon aber 

wegen negativer Erfahrungen ab-

gekommen

Fassen wir also zusammen: Er-

werbslose, Gewerkschaften und 

der Bundesrechnungshof kritisie-

ren die Ausweitung der Options-

kommunen. SPD, FDP und CDU/

CSU sollten also auf die Auswei-

tung der Optionskommunen ver-

zichten. 
Katja Kipping und Sabine Zimmer-

mann

Prinzip Flickenteppich
Katja Kipping und Sabine Zimmermann zum JobCenter-Kompromiss 

von CDU und SPD
Parteinachwuchs  

in Rostock

ist für die Menschen in Polen tra-

ditionell der Tag, an dem sie des 

schrecklichen Überfalls durch 

die Armeen Hitlers gedenken. 

Gemeinsame Veranstaltungen an 

diesem Tag schlossen sich bisher 

aus. Ein polnisch-deutsches Ge-

denken, ein gemeinsames Feiern 

mit denjenigen, die von vielen 

Polen immer noch als Täter ge-

sehen werden war bisher kaum 

möglich. 2010 soll dies nun an-

ders werden.

Auf Anregung von Ilja Seifert 

gründeten engagierte polnische 

Journalisten und Linke zusam-

men mit dem ehemaligen Bürger-

meister von Zgorzelec, Miroslaw 

Fiederowicz, ein Festkomitee 

„Tag des Gedenkens und Frie-

dens“. Zusammen mit zahlrei-

chen Akteuren soll am 1. Sep-

tember 2010 im Rahmen einer 

gemeinsamen Veranstaltung die 

Idee des Friedenstages mit dem 

berechtigten Interesse der pol-

nischen Menschen, den Opfern 

des deutschen Überfalls auf Po-

len zu gedenken, verbunden wer-

den. Europa kann sich nur entwi-

ckeln, wenn wir unterschiedliche 

Sichtweisen zusammenführen, 

ohne sie angleichen zu wollen. 

Wer sich mit Ideen oder mit dem 

Angebot mitzumachen einbrin-

gen möchte kann sich im Wahl-

kreisbüro von Ilja Seifert in Gör-

litz (Tel: 03581 661050 / Mail: 

ilja.seifert@wk.bundestag.de 

melden.  Mirko Schultze

Europa leben heißt auch  

gemeinsam Gedenken

Kommunen 
in Not
Aktionswoche der 

Landesgruppe Sach-

sen

sozial, sondern auch volkswirt-

schaftlich kontraproduktiv.

Bereits bevor die letzte Ver-

schärfung der internationalen 

Finanzkrise akut wurde, hat 

die Landesgruppe Sachsen der 

LINKEN im Bundestag deshalb 

beschlossen, mit einer Aktions-

woche in Sachsen über die Aus-

wirkungen der Bundespolitik 

auf die Kommunen sowie über 

die Positionen unserer Bundes-

tagsfraktion zu informieren. Wir 

beteiligen uns ab dem 31.5. an 

der Kampagne des sächsischen 

Landesverbandes „Kommunen in 

Not –genug gekürzt“. 

Neben einem Pressegespräch 

der Landesgruppe mit Beteili-

gung des Finanzexperten der 

Landtagsfraktion, Sebastian 

Scheel, und einem Flyer der Lan-

desgruppe zum Thema gibt es 

zahlreiche Veranstaltungen in 

den Städten und Kreisen. Mit 

kreativen Infoständen gehen wir 
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Die finanzielle Situation der 
meisten sächsischen Kommunen 
ist nicht nur durch Jahr für Jahr 
sinkende Einnahmen bei wach-
sendem Ausgabenbedarf ge-
kennzeichnet, wobei für beides 
Bund und Freistaat die Haupt-
verantwortung tragen, sondern 
auch durch viel zu späte ver-
bindliche Informationen über die 
finanziellen Zuweisungen aus 
dem Landeshaushalt. So ist bei-
spielsweise für unsere Stadt der 
Festsetzungsbescheid der Lan-
desdirektion Dresden über die 
Finanzausgleichsmittel und die 
Lernmittelergänzungspauschale 
auf den 1. März 2010 datiert.
Jahr für Jahr werden die Kommu-
nen dadurch veranlasst, mit dem 
Termin der Entscheidung über 
den Haushaltsplan gegen die 
gesetzlichen Bestimmungen zu 
verstoßen. So hat auch der Lö-
bauer Stadtrat erst im April, statt 
- wie in der Sächsischen Gemein-
deordnung gefordert - im No-
vember des Vorjahres die Haus-
haltssatzung 2010 beschlossen. 
Diese Verspätungen mit den 
Nachteilen der vorläufigen Haus-
haltsführung gab es auch in der 
Vergangenheit.
Hatte die Finanzverwaltung dem 
Stadtrat beizeiten einen Haus-
haltsentwurf auf Grundlage der 
„vorläufigen Orientierungsda-
ten“ des Staatsministeriums des 
Innern vorgelegt, dann sollte er 
sich in der Regel bereits nach 
kurzer Zeit als Makulatur erwei-
sen, weil es neue Informationen 
über Mittelzuweisungen gab – 
mit Folgen für die Einnahme- und 
Ausgabenplanung. 
Die Berichte örtlicher und über-
örtlicher Rechnungsprüfung ent-
halten zwar immer wieder einen 
Verweis auf den Verstoß gegen 
die geforderte Frist bei der Ent-
scheidung über den Haushalt, 
aber der kritische Ton ist inzwi-
schen kommentarloser Kenntnis-
nahme gewichen. Man hat sich 
wohl mit dieser üblen Tradition 
abgefunden. Denn wer seinen 
Haushalt pünktlich beschließt, 
ist schon kurze Zeit später mit 
der Notwendigkeit von Nach-
tragssatzungen konfrontiert.
Der Löbauer Haushalt hat für 
das Jahr 2010 ein Volumen der 
Einnahmen und Ausgaben von 
41,9 Millionen €: Ausgeglichen 
werden konnte er nur durch eine 
Kreditaufnahme in Höhe von fast 
2,5 Millionen €. Die Pro-Kopf-
Verschuldung steigt dadurch 
und liegt 2013 mit 1.335,70 € 
je Einwohner deutlich über den 
Richtwert von 850 €. Trotzdem 
hat auch die Fraktion der LINKEN 
diese Kreditaufnahme im Inter-
esse wichtiger Investitionsmaß-
nahmen akzeptiert. Das Dilem-
ma wird auch dadurch deutlich, 
dass der Ausgleich des Verwal-
tungshaushalts nur durch eine 
Zuführung aus dem Vermögens-
haushalt erreicht werden konnte. 
Im Vorbericht zum Haushaltsplan 
muss der Oberbürgermeister 
einräumen, dass die nowendigen 
Instandsetzungsmittel in allen 
Bereichen nichr bereitgestellt 

werden. Betroffen sind Straßen-
unterhaltung, Unterhaltung von 
Schulen, Kindertagesstätten und 
andere städtische Einrichtungen. 
Zwar sollte es in den kommuna-
len Vertretungen keine „Parla-
mentsspielerei“ mit der Selbst-
verständlichkeit der Ablehnung 
des Haushalts durch die Opposi-
tion geben, aber erkennbar und 
in ihrem Auftreten und Entschei-
dungsverhalten berechenbar 
als Mandatsträger der LINKEN 
müssen wir auch auf dieser Ebe-
ne sein. Deshalb hat die Frak-

Die Folgen einer verfehlten Wirt-
schafts- und Finanzpolitik sind 
nunmehr auch in Chemnitz – im 
Vergleich zu anderen Kommunen 
etwas später – angekommen. In 
den letzten Jahren konnte stets 
der Haushaltausgleich herge-
stellt werden und das bei einem 
Schuldenabbau von über 41 Mio. 
€ (ohne Veräußerungen kommu-
nalen Eigentums!). Das war aber 
nur möglich durch die Umset-
zung eines Haushaltsicherungs-
konzeptes, das im Zeitraum 2006 
bis 2009 zu einem realisierten 
Konsolidierungsbeitrag in Höhe 
von ca. 70 Mio. Euro führte. 
Im laufenden Haushaltjahr ist noch 
einmal ein ausgeglichener Haus-
halt zu erwarten. Dies allerdings 
nur durch die Auflösung der allge-
meinen Rücklage bis auf die ge-
setzliche Mindestrücklage sowie 
eine Reduzierung im Personalbe-
stand um etwa 200 Stellen.
Im Finanzplanungszeitraum 2011 
bis 2013 sieht die Lage aber 
auch in Chemnitz dramatisch 
aus. In diesen Jahren ist mit ei-
nem durchschnittlichen Haus-
haltsdefizit in Höhe von 57 Mio. 
€ pro Jahr zu rechnen. Deshalb 
erging von der Landesdirektion 
mit der Genehmigung des Haus-

haltes 2010 die Auflage zur Er-
arbeitung eines Haushaltsiche-
rungskonzeptes. Die Verwaltung 
hat dazu nunmehr den ersten 
Entwurf eines „Entwicklungs- 
und Konsolidierungskonzeptes 
2015“ zur öffentlichen Diskussi-
on vorgelegt. Der Titel verklärt 
etwas den Inhalt, letztendlich 
handelt es sich zu großen Teilen 
um eine Streichliste. 
Ein wesentlicher Konsolidie-
rungsbeitrag wird in der Verwal-
tung selbst durch eine Stellen-
reduzierung um 600 Stellen bis 
2015 erbracht. Dies soll erreicht 
werden im Zuge der natürlichen 
Personalfluktuation, hauptsäch-
lich im Rahmen der Altersteilzeit. 
Problematisch daran ist die Her-
stellung der Übereinstimmung 
von Stellen- und Aufgabenent-
wicklung in den verschiedenen 
Struktureinheiten der Stadtver-
waltung.
Das vorgelegte Konzept sieht 
auch Maßnahmen vor, die zu ei-
ner stärkeren Belastung der Bür-
ger führen werden. Dies sind z.B. 
die Erhöhung der Grundsteuer B, 
Pachterhöhung für Kleingärten 
und Erhöhung der Hundesteuer. 
Diese Maßnahmen sind im Zu-
sammenhang mit Steigerungen 
von Gebühren und Entgelte für 
Strom und Gas, Abwasserentsor-
gung und Straßenreinigung kri-
tisch zu betrachten.
Das vorgelegte Konsolidierungs-
konzept beinhaltet auch den 
bereits mit Veröffentlichung um-
strittenen Vorschlag zur Schlie-
ßung von 6 Grundschulen, davon 
4 Schulen in Ortschaften am 
Rande der Stadt. 
In den Bereichen Soziales, Jugend 
und Familie und Sport sind Ein-
sparungen in Höhe von insgesamt 
15,6 Mio. Euro pro Jahr vorgese-
hen. Dies betrifft z.B. die Kürzung 
der Zuwendungen an freie Träger 
in diesen Bereichen, die Erhöhung 
der Nutzungsgebühren für kom-
munale Sportstätten.
Die Auslagerung von Aufgaben 
bzw. einzelnen Struktureinhei-
ten soll ebenfalls zur Konsolidie-
rung beitragen. Dies betrifft u.a. 
die Übertragung von Kitas und 
Sportstätten an freie Träger so-
wie die Ausgliederung der Bäder 
in eine GmbH.
Im vorgelegten Konsolidierungs-
konzept sind zwar die notwendi-
gen Investitionen zur Umsetzung 
der verschiedenen Maßnahmen 
im Verwaltungshaushalt enthal-
ten, nicht aber die Investitionen 
im Vermögenshaushalt. Daran 
ist die entscheidende Frage ge-
knüpft, in welchem Umfang eine 
Neuverschuldung für notwendige 
Investitionen erfolgen wird. Die 
Aufnahme von Kassenkrediten 
ist (bisher) nicht vorgesehen. Die 
Erreichung der geplanten Konso-
lidierungseffekte bleibt fraglich. 
Auch deshalb bleiben Bund und 
Land in der Pflicht, für eine aus-
reichende Finanzausstattung der 
Kommunen zu sorgen.
Dr. Peter Neubert, Sprecher 
Haushalts- und Finanzpolitik 
Fraktion Die LINKE im Chemnitzer 
Stadtrat

Zum Beispiel Löbau Zum Beispiel Chemnitz

Der Bundeshaushalt 2010 – Aus-
wirkungen auf das Land Sachsen 
und die Kommunen
Der Haushalt des Bundes hat er-
hebliche Auswirkungen auf die 
Länder und Kommunen, so etwa 
durch die Aufteilung von Förder-
mitteln oder die Steuergesetzge-
bung. Unabhängig davon, dass 
radikale Einschnitte infolge der 
Wirtschafts- und Finanzkrise, aber 
auch aufgrund der uns von CDU/
CSU, FDP und SPD auferlegten 
Schuldenbremse von Finanzminis-
ter Schäuble erst für das Jahr 2011 
angekündigt sind, gilt das prinzi-
piell auch für den Bundeshaushalt 
des laufenden Jahres.
Der Haushalt steht in der Traditi-
on der Vorgängerhaushalte und 
zeigt im Umfang seiner Ausga-
ben keine relevante Reaktion auf 
die Wirtschafts- und Finanzkri-
se. Im Gegenteil, sein Gesamt-
volumen ist sogar noch einmal 
kräftig angestiegen. Das Prob-
lem liegt bei diesem Haushalt 
vor allem darin, dass die Einnah-
men des Staates eingebrochen 
sind. Ausgerechnet unter einer 
liberal-konservativen -Regierung 
erleben wir die höchste Neuver-
schuldung in der Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland in 
Höhe von 80,2 Milliarden – und 
bei dieser Summe sind die Son-
dervermögen, wie der Banken-
rettungsfond, der eigene Kredite 
aufnehmen kann, noch nicht mal 
mitgerechnet. 
Welche Auswirkungen hat nun 
der Bundeshaushalt auf Sach-

Der Bundeshaushalt 2010 – 
Auswirkungen auf Sachsen und die 

sen? Vor allem negative. So trifft 
die Kürzung der Solarförderung 
unser Bundesland massiv, da 
jene stark in Sachsen angesie-
delt ist. Damit wirkt sich diese 
Maßnahme der Bundesregie-
rung ausgerechnet auf einen der 
wenigen zukunftsfähigen Wirt-
schaftzweige aus, welche nach 
der Wende in Ostdeutschland 
entstanden sind. Einem selbst-
tragenden Aufschwung wird dies 
kaum zu gute kommen. Dane-
ben ist u. a. das Sonderförde-
rungsprogramm „Goldener Plan 
Ost“, welches den Sportstätten 
des Breitensportes zugute ge-
kommen ist, gestrichen worden. 
Sachsen hat so über 580 000 
Euro verloren. Die zwei Beispiele 
machen deutlich, dass es nicht 
allein darum geht, hier oder da 
Abstriche zu machen. Gerade 
Sachsen und die anderen ost-
deutschen Länder treffen die 
Einschnitte aufgrund des großen 
Nachholbedarfs bei zukunftsfä-
higen Industrien und Infrastruk-
turmaßnahmen besonders. Das 
eigentliche politische Versagen 
der Bundesregierung besteht 
aber vor allem darin, die Länder 
und die Kommunen mit den Steu-
ermindereinnahmen aufgrund 
der Wirtschaftskrise allein gelas-
sen zu haben. 
Gerade anhand der sächsischen 
Kommunen lässt sich das ver-
deutlichen. So führt die „plan-
mäßige“ Absenkung des Bun-
desanteiles an den Kosten der 
Unterkunft von 25,3% auf 23,0 % 

allein in Chemnitz zu einer Min-
dereinnahme im kommunalen 
Haushalt von über 1,4 Mill. Eu-
ro. Dabei tragen die Kommunen 
schon jetzt die Hauptlast der 
Wirtschafts- und Finanzkrise. 
Ausgerechnet die einzig relevan-
ten Steuern, an denen die Kom-
munen beteiligt sind, die Einkom-
mens- und die Gewerbesteuern, 
haben einen starken Rückgang 
zu verzeichnen. Anstatt also 
den Kommunen zu helfen, ihre 
krisenbedingten Steuereinnah-
meausfälle zu kompensieren, 
werden ihnen sogar noch plan-
mäßig Gelder gekürzt und damit 
die Haushaltslage zusätzlich ver-
schärft. Warum ausgerechnet 
finanzstarke Bundesländer einen 
höheren Bundesanteil bekom-
men, wie Rheinland-Pfalz mit 33 
% oder Baden-Württemberg mit 
27 %, bleibt wohl ein Geheimnis 
der Bundesregierung. Politisch 
lässt es sich jedenfalls nicht 
rechtfertigen.
Das es auch anders gehen kann, 
zeigen die Haushaltsanträge der 
LINKEN im Bundestag. Allein 
mit der Schaffung einer neuen 
€Gemeindewirtschaftssteuer€, 
wie von der Bundestagsfraktion 
gefordert, könnte die Grundfi-
nanzierung der Kommunen auf 
eine breitere Grundlage gestellt 
werden, verbunden mit einer 
bundesweiten Mehreinnahme für 
die Gemeinden in Höhe von bis 
zu 14 Mrd. Euro.
Michael Leutert, MdB, Mitglied 
des haushaltausschusses

tion dem Entwurf mit deutlich 
kritischen Worten zur finanziel-
len Knebelung der Kommunen 
nur deshalb zugestimmt, weil im 
Rahmen der Haushaltsdebatte 
gestellte Forderungen berück-
sichtigt worden waren und trotz 
Finanzknappheit im Hinblick auf 
die Landesgartenschau im Jahre 
2012 relativ umfangreiche In-
vestitionen Aufnahme gefunden 
hatten.
Gerold Polentz, haushaltspoliti-
scher Sprecher der Fraktion DIE 
LINKE Löbau
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Unter den 10 sächsischen Land-kreisen hält Nordsachsen einen traurigen Rekord. Seit 1990 ist eine Verschuldung von 106,6 Mio. Euro aufgelaufen. Die Situ-ation erinnert ein wenig an Grie-chenland, denn der Schulden-stand beträgt ziemlich genau die Hälfte unseres aktuellen Verwal-tungshaushaltes. Bei den gegen-wärtigen Tilgungsraten wären die Schulden - unter der utopischen Annahme, es kämen keine neuen hinzu – rein rechnerisch erst in 75 Jahren getilgt. Aber es kommt noch schlimmer. Erstmalig konn-te der aktuelle Haushalt 2010 nicht mehr ausgeglichen werden. Alle Rücklagen und Reserven sind aufgebraucht. Schon seit Jahren leistet sich der Landkreis keine zusätzlichen freiwilligen Leistungen mehr. Die Abfallge-bühren sind die höchsten in ganz Sachsen. Dennoch klafft zwi-schen Einnahmen und Ausgaben ein Fehlbetrag von 25,4 Mio. Eu-ro, der bis 2013 auf gigantische 165 Mio. Euro anwachsen soll. Es  ist völlig klar, dass sich Nord-sachsen aus eigener Kraft nicht mehr helfen kann, sondern am Rande der Handlungsunfähigkeit steht. Die Ursachen für diese Si-tuation sind vielfältig. So fällt uns 

jetzt die letzte Kreisreform mas-siv auf die Füße, bei der zwei be-sonders strukturschwache und stark überschuldete Landkreise zur Hochzeit gezwungen wurden, die zudem noch die Alt-Lasten der verzockten Sparkasse Tor-gau-Oschatz in Höhe von rund 20 Mio. Euro zu stemmen haben. Ebenso Sorge bereiten aber auch die stark ansteigenden Ausgaben im Sozial- und im Jugendbereich wie z. B. Mehrausgaben bei der Sozialumlage, bei der Grundsi-cherung nach SGB II und im Al-ter, bei der Eingliederungshilfe, der Hilfe zur Erziehung und im Ki-Ta-Bereich, auf die allesamt ein gesetzlicher Anspruch besteht, für die jedoch keine adäquaten Bundesmittel fließen. Über alle Sonderfaktoren hinaus haben wir ähnlich wie andere Landkrei-se ein gewaltiges strukturelles Haushaltsdefizit zu verzeichnen, das allein mit Konsolidierungs-anstrengungen nicht zu beheben sein wird.
Die Landesdirektion Leipzig hat unseren Haushalt nur un-ter härtesten Auflagen geneh-migt. Neben der obligatorischen Haushaltssperre wurde ein Si-cherungskonzept mit der Ver-pflichtung veranlasst, den Fehl-

lerdings wäre es ausgesprochen kurzsichtig und hochgradig unso-zial, ausgerechnet dieses Pfund, in dem eine zweistellige Milli-onensumme an Steuergeldern steckt, aus der Hand zu geben. Wir als LINKE verschließen uns sinnvollen Konsolidierungsvor-schlägen nicht. So würde ein ein-heitliches Gebäudemanagement für alle Objekte des Landkreises Millionen einsparen. Auch wird sich Nordsachsen mittelfristig wohl nicht vier groß aufgezoge-ne Verwaltungsstandorte leisten können, natürlich mit Ausnahme der Bürgerämter, die in den Mit-telzentren bleiben müssen. Auch die freiwillige kommunale Zu-sammenarbeit mit der Stadt und dem Landkreis Leipzig hat noch viel unerschlossenes Potential. An die Staatsregierung aber er-geht die dringliche Aufforderung, Nordsachsen finanzielle Nothilfe zu leisten und darüber hinaus die strukturellen Ungerechtigkeiten im kommunalen Finanzausgleich zu beseitigen, damit die Selbst-verwaltung überhaupt wieder in den Gang kommen kann. Michael Friedrich, Vorsitzender der Linksfraktion im Kreistag

ersenkungsphantasien der CDU/FDP-Bundesregierung von „Lei-chenfledderei“ spricht. 

Vie-
le Rats-
mitglieder 
stellen 
sich be-
rechtigt 
die Frage, 

ob die sich 
anbahnende 
finanzielle 

Notla-
ge der 
Kom-
mu-

nen 
auch 

die Auf-
gabe 

der kom-
munalen 

Selbstver-
waltung dar-

stellt. D a s Problembewusstsein in der Staatsregierung ist allerdings nur gering ausgeprägt. Das von Nordsachsen am Rande der Handlungsunfähigkeit
betrag umgehend abzubauen und in fünf Jahren den mittleren Verschuldungsstand der ande-ren Landkreise zu erreichen. Seit acht Wochen sieht sich die berüchtigte WIBERA im Land-ratsamt um. Anfang Mai soll das Gutachten vorliegen. Nun braucht man kein Prophet zu sein, um erahnen zu können, was die hochbezahlten Gutachter aufschreiben werden. Denknot-wendig werden es exakt fünf Zu-mutungen sein, die uns die WIBE-RA-Leute aufs Auge zu drücken versuchen:

1. alle freiwilligen Aufgaben wie die Musikschulen, die Volkshoch-schulen, die Sternwarte, die Ver-einsförderung, zum Teil auch die Jugendarbeit, die Kultur und den ÖPNV mit dem Ziel auf den Prüf-stand zu stellen, diese zu strei-chen, zu kürzen oder Standards abzubauen. Solche Vorschläge werden wir definitiv nicht mit-tragen. Gerade die freiwilligen Aufgaben sind diejenigen, die den Landkreis erst lebens- und liebenswert machen und uns von einem rein staatlichen Erfül-lungsgehilfen der Ministerien un-terscheiden. 
2. die Kreisumlage weiter an-zuheben. Bereits jetzt aber ist 

Nordsachsen mit dem Um-lagesatz von 29,75 % einsame sächsische „Spitze“. 3. weiter Personal abzubauen. Immerhin sind die Personalkos-ten einer der größten Kosten-blöcke im Verwaltungshaushalt. Bis zum Jahr 2011 aber sind be-triebsbedingte Kündigungen per Gesetz tabu. Da wir bereits nahe an der Orientierungsnorm von 3,6 VbE/1.000 Einwohner dran sind und es vielmehr darauf an-kommt, einen Einstellungskorri-dor für jüngere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter  zu schaffen, sehen wir hier keinen Handlungs-bedarf.
4. so wie in der Vergangenheit investive Schlüsselzuweisungen für den Schuldenabbau zu ver-wenden. Diese Zweckentfrem-dung ist aber ein schlechtes Ge-schäft, denn jeder Euro dieser Eigenmittel könnte mit zwei bis drei Euro an Fördergeldern „ver-edelt“ werden. Eine Entschul-dung zu Lasten der Infrastruktur ist alles andere als nachhaltig.5. die Beteiligungen des Land-kreises zu überprüfen, sprich zu privatisieren. Für private Inves-toren wären wohl die drei Kran-kenhäuser attraktiv, die allesamt schwarze Zahlen schreiben. Al-

der Fraktion DIE LINKE im Landtag ge-
forderte Kom-

munal-
finanzkonzept zur Kompensation der drastischen Einnahme-verluste der Kommunen infolge der Wirkungen der Finanz- und Wirtschaftskrise wurde ebenso abgelehnt wie die Forderung un-serer Fraktion, den Hilferuf der Sächsischen Städte und Gemein-den endlich ernst zu nehmen. „Ein ‚Hilferuf’ der sächsischen Kommunen ist der Staatsregie-rung nicht bekannt“ war die lau-nige Stellungnahme auf diesen Antrag. 

Der Zynismus solcher Aussagen wird nur noch durch das Verschul-dungsdogma überboten. Die For-mel, dass sich die Ausgaben den Einnahmen anpassen müssen, hört sich auf den flüchtigen Blick vernünftig an. Es lohnt sich aber ein näheres Hinsehen. Die gemein-sam verfolgte Politik von Bund und Ländern hat die staatlichen Ein-nahmen seit Ende der neunziger Jahre ausgehöhlt. Als Beispiele sei-en hier nur die seit 1997 nicht er-hobene Vermögenssteuer, die Ab-senkung der Körperschaftssteuer, die mehrfache Absenkung der Ein-kommenssteuer oder die Abschaf-fung der Gewerbekapitalsteuer ge-

nannt. Die Parteien von CDU, SPD über FDP und Grüne haben sich über Jahre hinweg an der Basis der Staatlichkeit, an den Einnah-

m e n ver-gangen, um sich heute mit Un-schuldsmiene als Sachwalter kommender Generationen darzu-stellen.
Diese dem neoliberalen Zeitgeist geschuldete Umverteilung zulas-ten der öffentlichen Haushalte umzukehren, ist unsere Aufga-be in den Ländern und im Bund. Momentan stehen wir zuerst vor der Herausforderung, die Land-kreise, Städte und Kommunen zu stabilisieren. Mit einem Schutz-schirm für Kommunen wollen wir erreichen, dass die Kommu-nen in den nächsten Jahren ihre Handlungsfreiheit erhalten. Die dafür erforderlichen Maßnahmen sind die bedingungslose Auflö-sung des Vorsorgevermögens, die Aufstockung der allgemeinen Schlüsselzuweisungen und die Ausreichung einer kommuna-len Investitionspauschale durch das Land. Für den erfolgrei-chen Kampf um die kommunale Selbstverwaltung ist der gemein-same Widerstand mit von Kür-zungen Betroffenen notwendig. Kämpfen wir gemeinsam!Sebastian Scheel - Sprecher für Haushalt und Finanzen 

den Zuwei-
sungen des 
Landes wer-

den 
die Einnah-
men der Kommunen von 5.348 Milli-
onen Euro im 
letzten Jahr auf 4.420 Millionen Euro im Jahr 

2012 schrump-
fen lassen. An-
gesichts dieser Zahlen ist es 
nicht verwun-

derlich, dass die Hilfe-rufe der Kommunen lauter werden und der Geschäfts-führer des Sächsischen Städ-te- und Gemeindetags Michael Woitschek angesichts der Steu-

Wie es dem Staat finanziell geht, kann man zuerst in den Städten und Gemeinden sehen. Der Zu-stand von Kindergärten, Schulen, 
Biblio-
theken, 
Spiel-
plätzen, 
Parkanlagen, Straßen oder Schwimmbädern hinterlässt ei-nen bleibenden Eindruck von den Finanzproblemen unserer Kommunen. Doch nicht nur der Zustand der Einrichtungen lässt Zweifel aufkommen, ob die kom-munalen Einnahmen ausreichen, um die Vielfalt der Aufgaben zu erfüllen. Mit der Schließung von Einrichtungen, der Kürzung von Öffnungszeiten oder Streichung von Zuschüssen zur Vereinsar-beit versuchen Kämmerer flä-

chendeckend in Sachsen mit der katastrophalen Lage der öffentli-chen Kassen umzugehen. Die Berechnungen für die nächs-ten Jahre sprechen eine klare Sprache. Massive Einbrüche in 

Kommunen 
in Not!

Alle Rücklagen und Reserven sind aufgebraucht. 

 Rundschreiben der Landesgruppe an 
alle Stadt- und Kreisverbände unserer 
Partei in Sachsen
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Finanznot der Kommunen ist nicht hausgemacht!

Bund und Länder tragen Hauptverantwortung für 

sinkende Einnahmen und steigende Ausgaben! 

Die Finanzlage vieler Städte, Gemeinden und Landkrei-

se ist alarmierend. Viele Kommunen befinden sich am 

Rande des Bankrotts. Das Fundament des Staates gerät 

ins Wanken, wenn sich an 

der Finanzausstattung der 

Kommunen nicht grundle-

gend etwas ändert.

2009 hatten Bund, Länder 

und Kommunen erhebli-

che Steuerverluste. Den 

stärksten Einbruch ihrer 

Steuereinnahmen – um gut 

10 Prozent – mussten die 

Kommunen hinnehmen. 

Das Minus betrug 7,1 Mil-

liarden Euro. Besonders 

stark stürzten dabei die Gewerbesteuereinnahmen ab, 

um 17,4 Prozent. Viele Städte erlitten dramatische Ein-

nahmeverluste von mehr als 40 Prozent.

Für 2010 befürchten die Kommunen ein Rekorddefizit 

von 12 Milliarden Euro. Auch in den Jahren 2011 bis 

2013 werden zweistellige Milliardendefizite erwartet.

Was sind die Ursachen der Krise? 

Steuersenkungspolitik und schwarz-gelbe Steuerge-

schenke

Hauptursache für die prekäre Lage der Kommunalfinan-

zen ist eine Steuersenkungspolitik beginnend unter Rot-

Grün, über Rot-Schwarz bis hin zu Schwarz-Gelb. Folgen 

sind eine gigantische Umverteilung von unten nach oben 

und Milliarden an Einnahmeverlusten für die öffentliche 

Hand.

Durch die Steuergesetzgebung der rot-schwarzen Bun-

desregierung – und insbesondere durch zwischen No-

vember 2008  und Juli 2009 vorgenommene Änderungen 

– werden die Kommunen im Zeitraum von 2009 bis 2013 

Mindereinnahmen von 

19,846 Mrd. Euro haben.

Bund und Land geben 

Aufgaben zulasten der 

Kommunen ab

Mit der Wirtschafts- und 

Finanzkrise spitzt sich die 

Finanzlage der Kommunen 

weiter zu. Die bereits heute 

hohe kommunale Verschul-

dung steigt in einem für die 

Existenz der Städte und Gemeinden bedrohlichem Aus-

maß. Bund und Länder wälzen dennoch weiter Aufgaben 

und Lasten auf die Kommunen ab. Die Steuergeschenke 

der schwarz-gelben Regierungen werden zu einem er-

heblichen Teil die Kommunen aufbringen müssen, denen 

schon jetzt die Luft zum Atmen fehlt.

Die Sozialausgaben der Kommunen stiegen 2009 erst-

mals auf rund 40 Milliarden Euro – beinahe doppelt so 

viel wie kurz nach der Wiedervereinigung. 2010 wird 

ein weiterer Anstieg um fast 2 Milliarden Euro erwartet. 

Hinzu kommt, dass sich der Bund immer weiter aus der 

Finanzierung gesamtstaatlicher Aufgaben zurückzieht. 

Kosten der Unterkunft, Grundsicherung im Alter und bei 

Erwerbsunfähigkeit sowie Ausbau der Kindertagesbe-

Kommunen in Not!
Schluss mit der Verwaltung des Mangels! Für eine solide Finanzausstattung der 

Kommunen um soziale und demokratische Teilhabe wirksam umzusetzen!

Die steuerreformbedingten Ausfälle aufgrund von Steuergeset-

zesänderungen auf den verschiedenen Gebietskörperschaft-

sebenen seit 1998 von 2000-2013.  

Quelle: Kai Eicker-Wolf und Achim Truger, Entwicklung und Perspektiven der Kommu-

nalfinanzen in Hessen, Studie im Auftrag von ver.di Hessen, Frankfurt Februar 2010

treuung – alles gesamtstaatliche Aufgaben – werden in 
wachsendem Maße durch die Kommunen allein finan-
ziert.

Investitionsstau als Folge der kommunalen Notlage
Infolge des enormen Einnahmedefizits haben Kommunen 
immer weniger öffentliche Mittel für Investitionen in die 
öffentliche Infrastruktur. Nach Berechnungen des Deut-
schen Instituts für Urbanistik beträgt der Nachholbedarf 
700 Mrd. Euro bis 2020!

Irrwege aus der Schuldenfalle
Kommunen suchten nach Auswegen aus der Schulden-
falle. Manche dieser Lösungsansätze haben sich als Irr-
wege erwiesen: 
Privatisierungen, Veräußerungen von öffentlichem Eigen-
tum und Vermögen sowie Cross-Border-Leasing und Spe-
kulationsgeschäfte spülten zwar kurzzeitig mehr Geld in 
die öffentlichen Kassen, hatten aber verheerende Folgen 
für Städte und Gemeinden. Die Kommunen begaben sich 
in die Abhängigkeit von Banken und Finanztransaktions-
jongleuren. Dadurch verloren sie politischen Einfluss auf 
die formelle Gestaltung sowie die Qualität der Erbringung 
von öffentlichen Aufgaben der Daseinsvorsorge.
DIE LINKE fordert zur Stärkung der Kommunalfinanzen:

Kommunen brauchen Stabilität, Planungssicherheit und 
deutlich höhere Einnahmen. Dazu bedarf es sowohl einer 
Steuerreform, die die finanzielle Handlungsfähigkeit des 
Staates insgesamt stärkt (z.B. Vermögens- Millionärs- so-
wie Transaktionssteuer) als auch eine Neuordnung der 
Finanzen zwischen Bund, Ländern und Kommunen wie:

 Kompensationen der Steuerausfälle, durch Abschaf-
fung der Gewerbesteuerumlage an Bund und Länder,  kommunale Investitionspauschale für Kommunen aus 
Bundesmitteln,
 Entschuldungsfonds für strukturschwache Kommunen 
und Zinsmoratorium
 Gewerbesteuer zur Gemeindewirtschaftsteuer weiter-
entwickeln – alle unternehmerischen Tätigkeiten einbe-
ziehen und Bemessungsgrundlage ausweiten Aufgaben nur bei angemessener Finanzausstattung an 
Kommunen übertragen Bund angemessen an der Finanzierung gesamtstaatli-
cher Aufgaben beteiligen Finanzbeziehungen zwischen Bund, Ländern und Kom-
munen neu ausgestalten  Schuldenbremse zu Lasten der kommunalen Zukunfts-
fähigkeit zurücknehmen Kommunen müssen in den Entscheidungsprozessen 
einbezogen werden - Einklagbares und verbindliches Mit-
wirkungsrecht für Kommunen ins Grundgesetz
 Public-Privat-Partnership (PPP bzw. ÖPP) ist keine Lö-
sung für die Finanzprobleme der Kommunen
 Rekommunalisieren statt privatisieren 

Fachpolitischer Ansprechpartner: Dr. Axel Troost, MdB, Sprecher für Finanzpolitik der Fraktion Die LINKE. im BundestagPlatz der Republik 1, 11011 Berlin, Telefon: + 49-30-227-71 286Email:  axel.troost@bundestag.de

V.i.S.d.P. Michael Leutert, MdB, Sprecher der Landesgruppe Sachsen, Die LINKE. im Bundestag, Platz der Republik 1, 11011 Berlin, Telefon: + 49-30 -227-70529

Kontakt: 
DIE LINKE. im Bundestag, Büro der Landesgruppe Sachsen 
c/o linXXnet - *Politik *Kultur *ProjekteBornaische Straße 3d, 04277 LeipzigTelefon:  + 49-341-308 11 99

www.linke-landesgruppe-sachsen.de

Ein Schutzschirm für Kommunen!

Pressemitteilung
DIE LINKE. Sachsen

Die Landesgruppe Sachsen der LINKEN im 
Bundestag startet eine Aktionswoche, die 
sich mit der finanziellen Notlage der Kommu-
nen befasst. Vom vom 31. Mai bis zum 4. Juni 
werden in sächsischen Städten und Kreisen 
zahlreiche Veranstaltungen durchgeführt.

„Die Finanzlage vieler Städte, Gemeinden 
und Landkreise in Sachsen ist dramatisch“, 
so Michael Leutert, Sprecher der Landes-
gruppe. Nach Angaben des Sächsischen 
Städte- und Gemeindetages (SSG), müs-
sen die sächsischen Kommunen zusätzlich 
zu den um 111 Millionen Euro sinkenden 
kommunalen Steuereinnahmen, mit 515 
Millionen Euro Mindereinnahmen der Finanz-
ausgleichsmittel des Freistaates Sachsen 
auskommen. Für die kommenden Jahre er-

wartet der SSG eine massive Einschränkun-
gen der kommunalen Leistungen.

Den Auftakt der Aktionswoche bildet ein 
Pressefrühstück am 31. Mai, um 10 Uhr im 
Sächsischen Landtag, an dem Michael Leu-
tert sowie die stellvertretende Parteivorsit-
zende, MdB Katja Kipping, und der stellver-
tretende Landesvorsitzende der sächsischen 
LINKEN, MdL Sebastian Scheel teilnehmen 
werden.

Zentraler Aktionstag ist der 1. Juni, an dem 
unter anderem Veranstaltungen in Leipzig, 
Dresden, Görlitz, Zwickau, Hoyerswerda, Tor-
gau und Chemnitz stattfinden. Weitere Akti-
onen werden bis zum 4. Juni durchgeführt.

Detaillierte Informationen dazu gibt es auf
http://www.linke-landesgruppe-sachsen.de

»

 Pressemitteilung DIE LINKE Landesverband Sachsen

Seite 19

Kommunen in not!



Seite 20

Kommunen in not!



 Startseite www.dielinke-sachsen.de

Seite 21

Kommunen in not!



Weitere Bilder sowie Audiomitschnitte und Videos finden sich auf

www.dielinke-sachsen.de


